
 
 
 
 
 
 
 

ABKOMMEN  
 

ZWISCHEN 
 

DER REPUBLIK ÖSTERREICH 
 

UND DEN VEREINIGTEN MEXIKANISCHEN STAATEN  
 

ZUR VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG UND ZUR VERHINDERUNG DER  
 

STEUERUMGEHUNG  
 

AUF DEM GEBIETE DER STEUERN VOM EINKOMMEN UND VOM VERMÖGEN 
 

 

 

 

 

 

 Die Republik Österreich und die Vereinigten Mexikanischen Staaten, von dem 

Wunsche geleitet, ein Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur 

Verhinderung der Steuerumgehung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom 

Vermögen abzuschließen, im Folgenden als das "Abkommen" bezeichnet,  

 

haben Folgendes vereinbart: 
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Artikel 1 

 
PERSÖNLICHER GELTUNGSBEREICH 

 
 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertragsstaat oder in beiden 
Vertragsstaaten ansässig sind. 
 

 
Artikel 2 

 
UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE STEUERN 

 
 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Erhebung, für Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen, die von einem Vertragsstaat erhoben werden. 
 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten alle Steuern, die vom 
Gesamteinkommen, vom Gesamtvermögen oder von Teilen des Einkommens oder des 
Vermögens erhoben werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung 
beweglichen oder unbeweglichen Vermögens sowie der Steuern vom Vermögenszuwachs. 
 

(3) Zu den bestehenden Steuern, für die das Abkommen gilt, gehören insbesondere 
 

    (a) in Mexiko: 
 

 (i) die Einkommensteuer (el impuesto sobre la renta); 
 (ii)  die Aktivensteuer (el impuesto al activo); 
 
  (im Folgenden als "mexikanische Steuer" bezeichnet); 
 

    (b) in Österreich: 
 

 (i) die Einkommensteuer; 
 (ii) die Körperschaftsteuer; 
 
  (im Folgenden als "österreichische Steuer" bezeichnet). 
 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im Wesentlichen ähnlicher 
Art, die nach der Unterzeichnung des Abkommens neben den bestehenden Steuern oder 
an deren Stelle erhoben werden. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten teilen 
einander die in ihren Steuergesetzen eingetretenen wesentlichen Änderungen mit. 

 
 

Artikel 3 
 

ALLGEMEINE BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 
 

 
(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert, 
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a) bedeutet der Ausdruck "Mexiko" die Vereinigten Mexikanischen Staaten; im 

geografischen Sinn umfasst er das Gebiet der Vereinigten Mexikanischen Staaten 
sowie die integrierenden Bestandteile der Föderation, die Inseln, einschließlich der 
Riffe und Sandbänke in den angrenzenden Gewässern, die Inseln Guadalupe und 
Revillagigedo, den Festlandsockel, den Meeresgrund und den Meeresuntergrund 
der Inseln, Sandbänke und Riffe, die maritimen Hoheitsgewässer und die 
Inlandsgewässer und darüber hinaus die Gebiete, über die Mexiko in 
Übereinstimmung mit dem Völkerrecht Hoheitsrechte zum Zwecke der Erforschung 
und Ausbeutung von Bodenschätzen des Meeresgrundes, Meeresuntergrundes 
und der darüber liegenden Gewässer ausüben darf, sowie den zum Staatsgebiet 
gehörenden Luftraum in dem Ausmaß und unter den Bedingungen, die das 
Völkerrecht vorsieht. 

 
b) bedeutet der Ausdruck "Österreich" die Republik Österreich;  

 
c) bedeuten die Ausdrücke "ein Vertragsstaat" und "der andere Vertragsstaat", je 

nach Zusammenhang, Mexiko oder Österreich; 
 

d) umfasst der Ausdruck "Person" natürliche Personen, Gesellschaften und alle 
anderen Personenvereinigungen; 

 
e) bedeutet der Ausdruck "Gesellschaft" juristische Personen oder Rechtsträger, die 

für die Besteuerung wie juristische Personen behandelt werden; 
 

f) bedeuten die Ausdrücke "Unternehmen eines Vertragsstaats" und "Unternehmen 
des anderen Vertragsstaats", je nachdem, ein Unternehmen, das von einer in 
einem Vertragsstaat ansässigen Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, 
das von einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person betrieben wird; 

 
g) bedeutet der Ausdruck "internationaler Verkehr" jede Beförderung mit einem 

Seeschiff oder Luftfahrzeug, das von einem in einem Vertragsstaat ansässigen 
Unternehmen betrieben wird, es sei denn, das Seeschiff oder Luftfahrzeug wird 
ausschließlich zwischen Orten im anderen Vertragsstaat betrieben; 

 
h) bedeutet der Ausdruck "Staatsangehörige": 
 

(i) jede natürliche Person, die die Staatsangehörigkeit eines Vertragsstaats 
besitzt; 

(ii) jede juristische Person, Personengesellschaft und andere 
Personenvereinigung, die nach dem in einem Vertragsstaat geltenden Recht 
errichtet worden ist; 

 
i) bedeutet der Ausdruck "zuständige Behörde": 

 
  (i) in Mexiko: das Bundesministerium für Finanzen und Öffentliches 

 Kreditwesen; 
 (ii) in Österreich: den Bundesminister für Finanzen oder seinen 

 bevollmächtigten Vertreter; 
 

BGBl. III - Ausgegeben am 14. Dezember 2004 - Nr. 142 3 von 27

www.ris.bka.gv.at



4 

j) bezieht sich der Ausdruck "Unternehmen" auf die Ausübung einer Geschäfts-
tätigkeit; 

 
k) schließt der Ausdruck "Geschäftstätigkeit" auch die Ausübung einer freiberuflichen 

oder sonstigen selbständigen Tätigkeit ein. 
 

(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der 
Zusammenhang nichts anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die 
Bedeutung, die ihm im Anwendungszeitraum nach dem Recht dieses Staates über die 
Steuern zukommt, für die das Abkommen gilt, wobei die Bedeutung nach dem in diesem 
Staat anzuwendenden Steuerrecht den Vorrang vor einer Bedeutung hat, die der Ausdruck 
nach anderem Recht dieses Staates hat. 
 
 

Artikel 4 
 

ANSÄSSIGE PERSON 
 

 
(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck "eine in einem Vertragsstaat 

ansässige Person" eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund ihres 
Wohnsitzes, ihres ständigen Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftsleitung oder eines 
anderen ähnlichen Merkmals steuerpflichtig ist. Der Ausdruck umfasst jedoch nicht eine 
Person, die in diesem Staat nur mit Einkünften aus Quellen in diesem Staat oder mit in 
diesem Staat gelegenem Vermögen steuerpflichtig ist. 
 

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt 
Folgendes: 
 

a) Die Person gilt als in dem Staat ansässig, in dem sie über eine ständige 
Wohnstätte verfügt; verfügt sie in beiden Staaten über eine ständige Wohnstätte, 
so gilt sie als in dem Staat ansässig, zu dem sie die engeren persönlichen und 
wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der Lebensinteressen); 

 
b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person den Mittelpunkt ihrer 

Lebensinteressen hat, oder verfügt sie in keinem der Staaten über eine ständige 
Wohnstätte, so gilt sie als in dem Staat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat; 

 
c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Staaten oder in keinem der 

Staaten, so gilt sie als in dem Staat ansässig, dessen Staatsangehöriger sie ist; 
 

d) in allen anderen Fällen werden sich die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten 
bemühen, die Frage in gegenseitigem Einvernehmen zu regeln. 

 
(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten 

ansässig, so werden sich die zuständigen Behörden bemühen, die Frage in gegenseitigem 
Einvernehmen zu lösen und zu regeln, wie das Abkommen auf eine solche Person 
anzuwenden ist. Wird keine Einigung erzielt, so findet das Abkommen mit Ausnahme des 
Artikels „Informationsaustausch“ auf diese Person keine Anwendung. 
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Artikel 5 
 

BETRIEBSTÄTTE 
 

 
(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck "Betriebstätte" eine feste 

Geschäftseinrichtung, durch die die Geschäftstätigkeit eines Unternehmens ganz oder 
teilweise ausgeübt wird. 
 

(2) Der Ausdruck "Betriebstätte" umfasst insbesondere: 
 

a) einen Ort der Leitung, 
b) eine Zweigniederlassung, 
c) eine Geschäftsstelle, 
d) eine Fabrikationsstätte, 
e) eine Werkstätte und 
f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch    oder eine andere 

Stätte der Ausbeutung von Bodenschätzen. 
 

(3) Der Ausdruck "Betriebstätte" umfasst auch 
 

a) eine Bauausführung, eine Montage oder eine damit im Zusammenhang stehende 
Überwachungstätigkeit, jedoch nur dann, wenn eine solche Bauausführung, 
Montage oder Tätigkeit die Dauer von sechs Monaten überschreitet; 

 

b) Dienstleistungen, einschließlich Beratungsleistungen oder Management, die durch 
eine natürliche Person eines Vertragsstaats oder durch deren Dienstnehmer oder 
anderes Personal erbracht werden, jedoch nur dann, wenn diese Tätigkeiten im 
Gebiet des anderen Vertragsstaats insgesamt länger als sechs Monate innerhalb 
eines Zeitraums von zwölf Monaten dauern. 

 
(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als 

Betriebstätten: 
 

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung von 
Gütern oder Waren des Unternehmens benutzt werden; 

 
b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zur 

Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung unterhalten werden; 
 

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder 
verarbeitet zu werden; 

 
d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten 

wird, für das Unternehmen Güter oder Waren einzukaufen oder Informationen zu 
beschaffen; 
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e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten 
wird, für das Unternehmen andere Tätigkeiten auszuüben, die vorbereitender Art 
sind oder eine Hilfstätigkeit darstellen; 

 
f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten 

wird, mehrere der unter Buchstaben a bis e genannten Tätigkeiten auszuüben, 
vorausgesetzt, dass die sich daraus ergebende Gesamttätigkeit der festen 
Geschäftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine Hilfstätigkeit darstellt. 

 
(5) Ist eine Person - mit Ausnahme eines unabhängigen Vertreters im Sinne des 

Absatzes 7 - für ein Unternehmen tätig und besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, 
im Namen des Unternehmens Verträge abzuschließen, und übt sie die Vollmacht dort 
gewöhnlich aus, so wird das Unternehmen ungeachtet der Absätze 1 und 2 so behandelt, 
als habe es in diesem Staat für alle von der Person für das Unternehmen ausgeübten 
Tätigkeiten eine Betriebstätte, es sei denn, diese Tätigkeiten beschränken sich auf die in 
Absatz 4 genannten Tätigkeiten, die, würden sie durch eine feste Geschäftseinrichtung 
ausgeübt, diese Einrichtung nach dem genannten Absatz nicht zu einer Betriebstätte 
machten. 
 

(6) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels wird ein 
Versicherungsunternehmen eines Vertragsstaats, außer in Bezug auf  Rückversicherung, 
so behandelt, als habe es eine Betriebstätte im anderen Vertragsstaat, wenn es auf dem 
Gebiet des anderen Staates Prämien einhebt oder durch eine Person, mit Ausnahme eines 
unabhängigen Vertreters im Sinne des Absatzes 7, in diesem Staat gelegene Risken 
versichert.  
 

(7) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine 
Betriebstätte in einem Vertragsstaat, weil es dort seine Tätigkeit durch einen Makler, 
Kommissionär oder einen anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Personen 
im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit handeln und hinsichtlich ihrer 
kaufmännischen oder finanziellen Beziehungen mit dem Unternehmen keine Bedingungen 
vereinbart oder auferlegt werden, die von denen abweichen, denen unabhängige Vertreter 
im Allgemeinen zustimmen. 
 

(8) Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft eine 
Gesellschaft beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen 
Vertragsstaat ansässig ist oder dort (entweder durch eine Betriebstätte oder auf andere 
Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der beiden Gesellschaften zur Betriebstätte der 
anderen. 

 
 

Artikel 6 
 

EINKÜNFTE AUS UNBEWEGLICHEM VERMÖGEN 
 

 
(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unbeweglichem 

Vermögen (einschließlich der Einkünfte aus land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) 
bezieht, das im anderen Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
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(2) Der Ausdruck "unbewegliches Vermögen" hat die Bedeutung, die ihm nach dem 
Recht des Vertragsstaats zukommt, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfasst in 
jedem Fall das Zubehör zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote Inventar 
land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, die Rechte, für die die Vorschriften des Privatrechts 
über Grundstücke gelten, Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermögen sowie Rechte auf 
veränderliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeutung 
von Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschätzen; Schiffe und Luftfahrzeuge 
gelten nicht als unbewegliches Vermögen. 
 

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder 
Verpachtung sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermögens. 
 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen eines 
Unternehmens und für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung einer 
selbständigen Arbeit dient. 
 
 

Artikel 7 
 

UNTERNEHMENSGEWINNE 
 
 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats dürfen nur in diesem Staat 
besteuert werden, es sei denn, das Unternehmen übt oder übte seine Geschäftstätigkeit 
im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene Betriebstätte aus. Übt oder übte das 
Unternehmen seine Geschäftstätigkeit auf diese Weise aus, so dürfen die Gewinne des 
Unternehmens im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser 
Betriebstätte zugerechnet werden können.  

 
(2) Übt oder übte ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Geschäftstätigkeit im 

anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene Betriebstätte aus, so werden vorbehaltlich 
des Absatzes 3 in jedem Vertragsstaat dieser Betriebstätte die Gewinne zugerechnet, die 
sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche Geschäftstätigkeit unter 
gleichen oder ähnlichen Bedingungen als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte und 
im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betriebstätte sie ist, völlig unabhängig gewesen 
wäre. 
 

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte werden die für diese Betriebstätte 
entstandenen Aufwendungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und allgemeinen 
Verwaltungskosten, zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die 
Betriebstätte liegt, oder anderswo entstanden sind. Beträge (ausgenommen solche zum 
Ersatz tatsächlich entstandener Aufwendungen), die von der Betriebstätte an den Hauptsitz 
oder an eine andere Geschäftsstelle des Unternehmens in Form von Lizenzgebühren, 
Entgelten oder anderen ähnlichen Zahlungen für die Benutzung von Patenten oder anderen 
Rechten, in Form von Provisionen für die Erbringung bestimmter Leistungen oder für die 
Leitung oder, ausgenommen bei Bankunternehmen, in Form von Zinsen für Darlehen, die 
der Betriebstätte gewährt wurden, gezahlt werden, sind jedoch nicht zum Abzug 
zugelassen. Dementsprechend sind Beträge (ausgenommen solche zum Ersatz tatsächlich 
entstandener Aufwendungen), die von der Betriebstätte dem Hauptsitz oder einer anderen 
Geschäftsstelle des Unternehmens in Form von Lizenzgebühren, Entgelten oder anderen 
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ähnlichen Zahlungen für die Benutzung von Patenten oder anderen Rechten, in Form von 
Provisionen für die Erbringung bestimmter Leistungen oder für die Leitung oder, 
ausgenommen bei Bankunternehmen, in Form von Zinsen für Darlehen, die dem Hauptsitz 
oder einer anderen Geschäftsstelle des Unternehmens gewährt wurden, in Rechnung 
gestellt werden, bei der Ermittlung der Gewinne dieser Betriebstätte nicht zu 
berücksichtigen. 
 

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer Betriebstätte zuzurechnenden 
Gewinne durch Aufteilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen 
Teile zu ermitteln, schließt Absatz 2 nicht aus, dass dieser Vertragsstaat die zu 
besteuernden Gewinne nach der üblichen Aufteilung ermittelt; die gewählte 
Gewinnaufteilung muss jedoch derart sein, dass das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses 
Artikels übereinstimmt. 
 

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für das Unternehmen wird 
einer Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet. 
 

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze sind die der Betriebstätte 
zuzurechnenden Gewinne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, dass 
ausreichende Gründe dafür bestehen, anders zu verfahren. 
 

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen Artikeln dieses Abkommens 
behandelt werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen 
dieses Artikels nicht berührt. 
 

(8) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Gewinne" umfasst auch Gewinne eines 
Gesellschafters aus seiner Beteiligung an einer Personengesellschaft und im Fall 
Österreichs auch aus der Beteiligung an einer stillen Gesellschaft des österreichischen 
Rechts. 
 
 

Artikel 8 
 

SEESCHIFFFAHRT UND LUFTFAHRT 
 

 
(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus dem Betrieb von 

Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr bezieht, dürfen nur in diesem 
Vertragsstaat besteuert werden. 
 

(2) Die in Absatz 1 bezeichneten Gewinne umfassen keine Gewinne aus der 
Bereitstellung von Unterkunfts- oder Transportmöglichkeiten, ausgenommen jene aus dem 
Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr. 
 

(3) Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der Beteiligung an einem Pool, einer 
Betriebsgemeinschaft oder einer internationalen Betriebsstelle. 
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Artikel 9 
 

VERBUNDENE UNTERNEHMEN 
 

 
(1) Wenn 

 
a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittelbar an der 

Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens des 
anderen Vertragsstaats beteiligt ist oder 

 
b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der 

Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens eines Vertragsstaats und eines 
Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt sind 

 
und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kaufmännischen oder finanziellen 
Beziehungen an vereinbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen 
abweichen, die unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so dürfen die 
Gewinne, die eines der Unternehmen ohne diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser 
Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet und 
entsprechend besteuert werden. 
 

(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines Unternehmens dieses Staates 
Gewinne zugerechnet - und entsprechend besteuert -, mit denen ein Unternehmen des 
anderen Vertragsstaats in diesem Staat besteuert worden ist, und handelt es sich bei den 
zugerechneten Gewinnen um solche, die das Unternehmen des erstgenannten Staates 
erzielt hätte, wenn die zwischen den beiden Unternehmen vereinbarten Bedingungen die 
gleichen gewesen wären, die unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, 
so nimmt der andere Staat nach Artikel 24 Absatz 2 eine entsprechende Änderung der dort 
von diesen Gewinnen erhobenen Steuer vor, sofern er der vom erstgenannten Staat 
durchgeführten Gewinnberichtigung zustimmt. Bei dieser Änderung sind die übrigen 
Bestimmungen dieses Abkommens zu berücksichtigen; erforderlichenfalls werden die 
zuständigen Behörden der Vertragsstaaten einander konsultieren. 
 
 

Artikel 10 
 

DIVIDENDEN 
 

 
(1 Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft an eine im 

anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
 
(2) Diese Dividenden dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, in dem die die 

Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert 
werden. Die Steuer darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der Dividenden eine in dem 
anderen Vertragsstaat ansässige Person ist, nicht übersteigen: 

 
a) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn der Nutzungsberechtigte 

eine Gesellschaft ist, die unmittelbar über mindestens 10 vom Hundert der mit 
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Stimmrecht versehenen Anteile der die Dividenden zahlenden Gesellschaft 
verfügt; 

 
b) 10 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden in allen anderen Fällen. 

 
Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten regeln in gegenseitigem Einvernehmen, wie 
diese Begrenzungsbestimmungen durchzuführen sind.  
Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in Bezug auf die Gewinne, 
aus denen die Dividenden gezahlt werden. 
 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Dividenden" bedeutet Einkünfte aus 
Aktien, Genussaktien  oder Genussscheinen, Kuxen, Gründeranteilen oder anderen 
Rechten - ausgenommen Forderungen - mit Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen 
Gesellschaftsanteilen stammende Einkünfte, die nach dem Recht des Staates, in dem die 
ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den Einkünften aus Aktien steuerlich gleichgestellt 
sind. 
 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat 
ansässige Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden 
zahlende Gesellschaft ansässig ist, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene 
Betriebstätte ausübt und die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, 
tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

 
(5) Ein Vertragsstaat darf weder die von einer in diesem Staat nicht ansässigen 

Gesellschaft gezahlten Dividenden besteuern, es sei denn, dass die Dividenden an eine in 
diesem Staat ansässige Person gezahlt werden oder dass die Beteiligung, für die die 
Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu einer in diesem Staat gelegenen Betriebstätte 
gehört, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für nichtausgeschüttete Gewinne 
unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die nichtausgeschütteten Gewinne 
ganz oder teilweise aus in diesem  Staat erzielten Gewinnen oder Einkünften bestehen. 
 
 

Artikel 11 
 

ZINSEN 
 

 
(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat 

ansässige Person gezahlt werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
 

(2) Diese Zinsen dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach 
dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der 
Nutzungsberechtigte der Zinsen eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person ist, 10 
vom Hundert des Bruttobetrags der Zinsen nicht übersteigen. 

 
(3) Ungeachtet des Absatzes 2 dürfen die in Absatz 1 bezeichneten Zinsen nur in dem 

Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Nutzungsberechtigte ansässig ist, wenn: 
 

a) der Nutzungsberechtigte ein Vertragsstaat oder eine Gebietskörperschaft ist; 
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b) die Zinsen von einem in Buchstaben a genannten Rechtsträger gezahlt werden; 
 

c) der Nutzungsberechtigte eine anerkannte Pensionskasse ist, sofern deren 
Einkünfte generell von der Besteuerung in diesem Staat befreit sind; 

 
d) die Zinsen aus Österreich stammen und für Darlehen oder für Kredite mit einer 

Laufzeit von mindestens 3 Jahren gezahlt werden, die von der Banco Nacional de 
Comercio Exterior, S.N.C., Nacional Financiera, S.N.C. oder Banco Nacional de 
Obras y Servicios Públicos, S.N.C., gewährt, garantiert oder besichert werden;  

 
e) die Zinsen aus Mexiko stammen und für Darlehen oder für Kredite mit einer 

Laufzeit von mindestens 3 Jahren gezahlt werden, die von der Oesterreichischen 
Kontrollbank Aktiengesellschaft gewährt, garantiert oder besichert werden. 

 
(4) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Zinsen" bedeutet Einkünfte aus 

Forderungen jeder Art, auch wenn die Forderungen durch Pfandrechte an Grundstücken 
gesichert oder mit einer Beteiligung am Gewinn des Schuldners ausgestattet sind, und 
insbesondere Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und aus Obligationen einschließlich der 
damit verbundenen Aufgelder und der Gewinne aus Losanleihen sowie andere Einkünfte, 
die auf Grund der Steuergesetze des Vertragsstaats, aus dem die Einkünfte stammen, als 
Einkünfte aus Darlehen behandelt werden. Der Ausdruck "Zinsen" umfasst jedoch nicht 
Einkünfte, die gemäß Artikel 10 Absatz 3 als Dividenden gelten. Zuschläge für verspätete 
Zahlung gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses Artikels. 
 

(5) Die Absätze 1, 2 und 3 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat 
ansässige Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, 
eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte ausübt und die 
Forderung, für die die Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehört. In 
diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 
 

(6) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner 
dieser Staat selbst, eine seiner Gebietskörperschaften oder eine in diesem Staat ansässige 
Person ist. Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem 
Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstätte und ist die 
Schuld, für die die Zinsen gezahlt werden, für Zwecke der Betriebstätte eingegangen 
worden und trägt die Betriebstätte die Zinsen, so gelten die Zinsen als aus dem Staat 
stammend, in dem die Betriebstätte liegt. 
 

(7) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen 
jedem von ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die 
Zinsen, ganz gleich aus welchem Grund, den Betrag, den Schuldner und 
Nutzungsberechtigter ohne diese Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur 
auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der übersteigende Betrag nach 
dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Berücksichtigung der anderen 
Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 
 

(8) Dieser Artikel findet keine Anwendung, wenn die Forderung, für die die Zinsen 
gezahlt werden, vorwiegend mit der Absicht geschaffen oder übertragen wurde, aus 
diesem Artikel Nutzen zu ziehen. In diesem Fall gelten die Bestimmungen des 
innerstaatlichen Rechts des Vertragsstaats, aus dem die Zinsen stammen. Wenn ein 
Vertragsstaat die Anwendung dieses Absatzes beabsichtigt, so wird seine zuständige 
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Behörde mit der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats darüber im Voraus 
beraten. 

 
 

Artikel 12 
 

LIZENZGEBÜHREN 
 
 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen 
Vertragsstaat ansässige Person gezahlt werden, dürfen im anderen Staat besteuert 
werden. 

 
(2) Diese Lizenzgebühren dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie 

stammen, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn 
der Empfänger der Lizenzgebühren der Nutzungsberechtigte ist, 10 vom Hundert des 
Bruttobetrags der Lizenzgebühren nicht übersteigen. Die zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten regeln in gegenseitigem Einvernehmen, wie diese 
Begrenzungsbestimmung durchzuführen ist.  
 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Lizenzgebühren" bedeutet Vergütungen 
jeder Art, die für 

a) die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von Patenten, Marken, Mustern 
oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder Verfahren, oder  

b) die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung gewerblicher, kaufmännischer 
oder wissenschaftlicher Ausrüstungen, oder  

c) für die Benutzung oder das Recht auf Benutzung von Mitteilungen gewerblicher, 
kaufmännischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen, oder  

d) die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an 
literarischen, künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, einschließlich 
kinematografischer Filme 

gezahlt werden.  

 
(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat 
ansässige Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren 
stammen, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte ausübt und 
die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt werden, 
tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

 
(5) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der 

Schuldner dieser Staat selbst, eine seiner Gebietskörperschaften oder eine in diesem Staat 
ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der Lizenzgebühren, ohne Rücksicht darauf, 
ob er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine 
Betriebstätte und ist die Verpflichtung zur Zahlung der Lizenzgebühren für Zwecke der 
Betriebstätte eingegangen worden und trägt die Betriebstätte die Lizenzgebühren, so gelten 
die Lizenzgebühren als aus dem Staat stammend, in dem die Betriebstätte liegt.  
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(6) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen 
jedem von ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die 
Lizenzgebühren, ganz gleich aus welchem Grund, den Betrag, den Schuldner und 
Nutzungsberechtigter ohne diese Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur 
auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der übersteigende Betrag nach 
dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Berücksichtigung der anderen 
Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 
 

(7) Dieser Artikel findet keine Anwendung, wenn die Rechte, für die die Lizenzgebühren 
gezahlt werden, vorwiegend mit der Absicht geschaffen oder übertragen wurden, aus 
diesem Artikel Nutzen zu ziehen. In diesem Fall gelten die Bestimmungen des 
innerstaatlichen Rechts des Vertragsstaats, aus dem die Lizenzgebühren stammen. Wenn 
ein Vertragsstaat die Anwendung dieses Absatzes beabsichtigt, so wird seine zuständige 
Behörde mit der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats darüber im Voraus 
beraten. 

 
 

Artikel 13 
 

GEWINNE AUS DER VERÄUSSERUNG VON VERMÖGEN 
 

 
(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus der Veräußerung 
unbeweglichen Vermögens im Sinne des Artikels 6 bezieht, das im anderen 
Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

 
(2) Gewinne aus der Veräußerung von Aktien oder anderen Rechten an einer 
Gesellschaft, deren Vermögen vorwiegend, unmittelbar oder mittelbar, aus 
unbeweglichem Vermögen besteht, das in einem Vertragsstaat liegt, oder einem 
anderen Recht, das zu diesem unbeweglichen Vermögen gehört, dürfen in diesem Staat 
besteuert werden. Im Sinne dieses Absatzes wird unbewegliches Vermögen, das von 
einer Gesellschaft bei ihrer gewerblichen, kaufmännischen oder landwirtschaftlichen 
Tätigkeit oder bei der Ausübung einer selbständigen Arbeit verwendet wird, nicht 
berücksichtigt. 

 
(3) Gewinne aus der Veräußerung von Anteilen am Kapital einer in einem der 

Vertragsstaaten ansässigen Gesellschaft dürfen in diesem Staat besteuert werden. Diese 
Steuer darf aber 20 vom Hundert der steuerpflichtigen Gewinne nicht übersteigen.  
 

(4) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, das Betriebsvermögen 
einer Betriebstätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat 
hat, einschließlich derartiger Gewinne, die bei der Veräußerung einer solchen Betriebstätte 
(allein oder mit dem übrigen Unternehmen) erzielt werden, dürfen im anderen Staat 
besteuert werden. 
 

(5) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus der Veräußerung 
von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen, die im internationalen Verkehr betrieben werden, und 
von beweglichem Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, 
erzielt, dürfen nur in diesem Vertragsstaat besteuert werden. 
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(6) Gewinne aus der Veräußerung des in Punkt 13 Absatz 2 des Protokolls (Zu Artikel 
12 Absatz 3) oder in den vorstehenden Absätzen dieses Artikels nicht genannten 
Vermögens dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Veräußerer 
ansässig ist. 
 
 

Artikel 14 
 

EINKÜNFTE AUS UNSELBSTÄNDIGER ARBEIT 
 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 15, 17 und 18 dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche 
Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unselbständiger Arbeit 
bezieht, nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im anderen 
Vertragsstaat ausgeübt. Wird die Arbeit dort ausgeübt, so dürfen die dafür bezogenen 
Vergütungen im anderen Staat besteuert werden. 
 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person für eine im anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit 
bezieht, nur im erstgenannten Staat besteuert werden, wenn 
 

a) der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht länger als 183 Tage 
innerhalb eines Zeitraums von zwölf Monaten, der während des betreffenden 
Steuerjahres beginnt oder endet, aufhält und 

 
b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeitgeber gezahlt 

werden, der nicht im anderen Staat ansässig ist, und 
 

c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte oder einer festen Einrichtung 
getragen werden, die der Arbeitgeber im anderen Staat hat. 

 
(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels dürfen Vergütungen für 

unselbständige Arbeit, die an Bord eines Seeschiffes oder Luftfahrzeuges, das von einer in 
einem Vertragsstaat ansässigen Person im internationalen Verkehr betrieben wird, 
ausgeübt wird, in diesem Vertragsstaat besteuert werden. 
 

 
Artikel 15 

 
AUFSICHTSRATS- UND VERWALTUNGSRATSVERGÜTUNGEN 

 
 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähnliche Zahlungen, die eine in 
einem Vertragsstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder 
Verwaltungsrates und im Fall Mexikos in ihrer Eigenschaft  als "Adminstrador" oder 
"Comisario" oder als Mitglied eines Aufsichtsrates einer Gesellschaft bezieht, die im 
anderen Vertragsstaat ansässig ist, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
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Artikel 16 
 

KÜNSTLER UND SPORTLER 
 
 

(1) Ungeachtet der Artikel 7 und 14 dürfen Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person als Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie 
Musiker, oder als Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat persönlich ausgeübten 
Tätigkeit bezieht, im anderen Staat besteuert werden. Die in diesem Absatz bezeichneten 
Einkünfte umfassen Einkünfte, die diese ansässige Person aus einer im anderen 
Vertragsstaat persönlich ausgeübten Tätigkeit bezieht, die mit ihrem Ruf als Künstler oder 
Sportler im Zusammenhang steht.  
 

(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder Sportler in dieser Eigenschaft 
persönlich ausgeübten Tätigkeit nicht dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer 
anderen Person zu, so dürfen diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7 und 14 in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Künstler oder Sportler seine Tätigkeit ausübt. 
 

(3) Ungeachtet der Absätze 1 und 2 dieses Artikels dürfen jedoch Einkünfte, die eine in 
einem Vertragsstaat ansässige Person aus ihrer persönlich ausgeübten Tätigkeit als 
Künstler oder Sportler bezieht, nur in diesem Vertragsstaat besteuert werden, wenn die 
Tätigkeit im Rahmen eines zwischen den beiden Vertragsstaaten vereinbarten Kultur- 
oder Sportaustauschprogramms im anderen Vertragsstaat ausgeübt worden ist.  

 
 

Artikel 17 
 

RUHEGEHÄLTER 
 

 
Vorbehaltlich des Artikels 18 Absatz 2 dürfen Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, 
die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für frühere unselbständige Arbeit 
gezahlt werden, nur in diesem Staat besteuert werden. 

 
 

Artikel 18 
 

ÖFFENTLICHER DIENST 
 
 

(1) a) Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, ausgenommen Ruhegehälter, die 
von einem Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskörperschaften an eine 
natürliche Person für die diesem Staat oder der Gebietskörperschaft geleisteten 
Dienste gezahlt werden, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden. 

 
b) Diese Gehälter, Löhne und ähnlichen Vergütungen dürfen jedoch nur im 

anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn die Dienste in diesem Staat 
geleistet werden und die natürliche Person in diesem Staat ansässig ist und 

 
  i) ein Staatsangehöriger dieses Staates ist oder 
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 ii) nicht ausschließlich deshalb in diesem Staat ansässig geworden ist,  
     um die Dienste zu leisten. 
 

(2) a) Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat oder einer seiner 
Gebietskörperschaften oder aus einem von diesem Staat oder der 
Gebietskörperschaft errichteten Sondervermögen an eine natürliche Person für 
die diesem Staat oder der Gebietskörperschaft geleisteten Dienste gezahlt 
werden, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden. 

 
b) Diese Ruhegehälter dürfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteuert 

werden, wenn die natürliche Person in diesem Staat ansässig ist und ein 
Staatsangehöriger dieses Staates ist. 

 
(3) Absatz 1 gilt auch für Vergütungen, die dem österreichischen Handelsdelegierten in 

Mexiko und den Mitgliedern der österreichischen Außenhandelsstelle in Mexiko gezahlt 
werden.  

 
(4) Auf Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen und Ruhegehälter für 

Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit einer gewerblichen Tätigkeit eines 
Vertragsstaats oder einer seiner Gebietskörperschaften erbracht werden, sind die Artikel 
14, 15, 16 und 17 anzuwenden. 

 
 

Artikel 19 
 

STUDENTEN 
 

 
Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der sich in einem Vertragsstaat 

ausschließlich zum Studium oder zur Ausbildung aufhält und der im anderen Vertragsstaat 
ansässig ist oder dort unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat ansässig war, 
für seinen Unterhalt, sein Studium oder seine Ausbildung erhält, dürfen im erstgenannten 
Staat nicht besteuert werden, sofern diese Zahlungen aus Quellen außerhalb dieses 
Staates stammen. 
 
 

Artikel 20 
 

ANDERE EINKÜNFTE 
 

 
(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person bezieht und die in den 

vorstehenden Artikeln nicht ausdrücklich genannt wurden, dürfen nur in diesem 
Vertragsstaat besteuert werden. 

 
(2) Absatz 1 ist auf andere Einkünfte als solche aus unbeweglichem Vermögen im 

Sinne des Artikels 6 Absatz 2 nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat 
ansässige Empfänger im anderen Vertragsstaat eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort 
gelegene Betriebstätte ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Einkünfte 
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gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 
anzuwenden. 
 

(3) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person bezieht und die in den vorstehenden Artikeln nicht ausdrücklich 
genannt wurden und aus dem anderen Vertragsstaat stammen, auch im anderen 
Vertragsstaat nach dem innerstaatlichen Recht dieses Staates besteuert werden.  

 
 

Artikel 21 
 

VERMÖGEN 
 

 
(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6, das einer in einem Vertragsstaat 

ansässigen Person gehört und im anderen Vertragsstaat liegt, darf im anderen Staat 
besteuert werden. 
 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte ist, die ein 
Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat 
besteuert werden. 
 

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die von einer in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person im internationalen Verkehr betrieben werden, sowie bewegliches Vermögen, das 
dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in diesem Vertragsstaat 
besteuert werden. 
 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person 
dürfen nur in diesem Staat besteuert werden. 
 
 

Artikel 22 
 

VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG 
 

 
(1) Gemäß den Bestimmungen und vorbehaltlich der Einschränkungen durch die 

Gesetze Mexikos in der Fassung allfälliger künftiger, ihre allgemeinen Grundsätze 
wahrender Änderungen rechnet Mexiko seinen ansässigen Personen auf die mexikanische 
Steuer an: 

 
a) den Betrag der in Österreich gezahlten Steuer von Einkünften, die aus Österreich 

stammen, der die in Mexiko zu zahlende Steuer von diesen Einkünften nicht 
übersteigt; und  

 
b) im Falle einer Gesellschaft, die über mindestens 10 vom Hundert des Kapitals 

einer Gesellschaft verfügt, die in Österreich ansässig ist und von der die 
erstgenannte Gesellschaft Dividenden empfängt, die in Österreich von der 
ausschüttenden Gesellschaft gezahlte Steuer in Bezug auf die Gewinne, aus 
denen die Dividenden gezahlt werden.  
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(2) Im Falle Österreichs wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden: 

 
a) Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte und dürfen diese 

Einkünfte nach diesem Abkommen in Mexiko besteuert werden, so nimmt 
Österreich vorbehaltlich der Buchstaben b und c diese Einkünfte von der 
Besteuerung aus. 

 
b) Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte, die gemäß den Absätzen 

2 der Artikel 10, 11 und 12, Artikel 13 Absätze 2 und 3 und Artikel 20 Absatz 3 in 
Mexiko besteuert werden dürfen, so rechnet Österreich auf die vom Einkommen 
dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der mexikanischen Steuer 
entspricht. Der anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der 
Anrechnung ermittelten Steuer nicht übersteigen, der auf die aus dem anderen 
Staat bezogenen Einkünfte entfällt. 

 
c) Einkünfte einer in Österreich ansässigen Person, die nach dem Abkommen von 

der Besteuerung in Österreich auszunehmen sind, dürfen gleichwohl in 
Österreich bei der Festsetzung der Steuer für das übrige Einkommen der Person 
einbezogen werden.  

 
(3) Im Sinne dieses Abkommens gilt die in Artikel 2 Absatz 3 genannte mexikanische 
Aktivensteuer als Einkommensteuer.  

 
(4) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person bezieht und die in 

diesem Staat als Einkünfte betrachtet werden, die auf Grund dieses Abkommens im 
anderen Staat zu besteuern sind, dürfen dessen ungeachtet im erstgenannten Staat 
besteuert werden, wenn der andere Vertragsstaat diese Einkünfte nach Durchführung eines 
Verständigungsverfahrens auf Grund dieses Abkommens von der Besteuerung ausnimmt. 
 
 

Artikel 23 
 

GLEICHBEHANDLUNG 
 
 

(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im anderen Vertragsstaat keiner 
Besteuerung oder damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die 
anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden 
Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des anderen Staates unter gleichen 
Verhältnissen, insbesondere hinsichtlich der Ansässigkeit, unterworfen sind oder 
unterworfen werden können. Diese Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1 auch für 
Personen, die in keinem Vertragsstaat ansässig sind. 
 

(2) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im 
anderen Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht ungünstiger sein als die 
Besteuerung von Unternehmen des anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. 
Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als verpflichte sie einen Vertragsstaat, den im 
anderen Vertragsstaat ansässigen Personen Steuerfreibeträge, -vergünstigungen und 
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-ermäßigungen auf Grund des Personenstandes oder der Familienlasten zu gewähren, die 
er seinen ansässigen Personen gewährt. 
 

(3) Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1, Artikel 11 Absatz 7 oder Artikel 12 Absatz 6 
anzuwenden ist, sind Zinsen, Lizenzgebühren und andere Entgelte, die ein Unternehmen 
eines Vertragsstaats an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, bei der 
Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses Unternehmens unter den gleichen 
Bedingungen wie Zahlungen an eine im erstgenannten Staat ansässige Person zum Abzug 
zuzulassen. Dementsprechend sind Schulden, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats 
gegenüber einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person hat, bei der Ermittlung des 
steuerpflichtigen Vermögens dieses Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie 
Schulden gegenüber einer im erstgenannten Staat ansässigen Person zum Abzug 
zuzulassen. 
 

(4) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder teilweise unmittelbar 
oder mittelbar einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person oder mehreren solchen 
Personen gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenannten Staat keiner 
Besteuerung oder damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die 
anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden 
Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erstgenannten Staates 
unterworfen sind oder unterworfen werden können. 
 

(5) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 für Steuern jeder Art und Bezeichnung. 
 
 

Artikel 24 
 

VERSTÄNDIGUNGSVERFAHREN 
 
 

(1) Ist eine Person der Auffassung, dass Maßnahmen eines Vertragsstaats oder beider 
Vertragsstaaten für sie zu einer Besteuerung führen oder führen werden, die diesem 
Abkommen nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht 
dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen Behörde des 
Vertragsstaats, in dem sie ansässig ist, oder, sofern ihr Fall von Artikel 23 Absatz 1 erfasst 
wird, der zuständigen Behörde des Vertragsstaats unterbreiten, dessen Staatsangehöriger 
sie ist.  
 

(2) Hält die zuständige Behörde die Einwendung für begründet und ist sie selbst nicht in 
der Lage, eine befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall 
durch Verständigung mit der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats so zu 
regeln, dass eine dem Abkommen nicht entsprechende Besteuerung vermieden wird, 
sofern die zuständige Behörde des anderen Vertragsstaats innerhalb von viereinhalb 
Jahren ab dem Fälligkeitstag oder dem Zeitpunkt der Abgabe der Erklärung im anderen 
Staat vom Fall in Kenntnis gesetzt wird, wobei der jeweils spätere Zeitpunkt maßgebend ist. 
In diesem Fall ist die Verständigungsregelung innerhalb von zehn Jahren ab dem 
Fälligkeitstag oder dem Zeitpunkt der Abgabe der Erklärung im anderen Staat 
durchzuführen, wobei der jeweils spätere Zeitpunkt maßgebend ist, oder innerhalb eines 
längeren Zeitraumes, wenn das innerstaatliche Recht des anderen Staates dies gestattet.  
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(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich bemühen, 
Schwierigkeiten oder Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens 
entstehen, in gegenseitigem Einvernehmen zu beseitigen.  
 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können zur Herbeiführung einer 
Einigung im Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar miteinander verkehren. Erscheint 
ein mündlicher Meinungsaustausch für die Herbeiführung der Einigung zweckmäßig, so 
kann ein solcher Meinungsaustausch in einer Kommission durchgeführt werden, die aus 
Vertretern der zuständigen Behörden der Vertragsstaaten besteht. 
 
 

Artikel 25 
 

INFORMATIONSAUSTAUSCH 
 
 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die 
zur Durchführung dieses Abkommens oder des innerstaatlichen Rechts betreffend Steuern 
jeder Art und Bezeichnung, die für Rechnung der Vertragsstaaten erhoben werden, 
erforderlich sind, soweit die diesem Recht entsprechende Besteuerung nicht dem 
Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch Artikel 1 und 2 nicht 
eingeschränkt. Alle Informationen, die ein Vertragsstaat erhalten hat, sind ebenso geheim 
zu halten wie die auf Grund des innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften 
Informationen und dürfen nur den Personen oder Behörden (einschließlich der Gerichte und 
der Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht werden, die mit der Veranlagung oder 
Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung oder mit der Entscheidung von 
Rechtsmitteln hinsichtlich der unter das Abkommen fallenden Steuern befasst sind. Diese 
Personen oder Behörden dürfen die Informationen nur für diese Zwecke verwenden. Sie 
dürfen die Informationen in einem öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer 
Gerichtsentscheidung offen legen. 
 

(2) Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen Vertragsstaat, 
 

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der 
Verwaltungspraxis dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 

 
b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen 

Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft 
werden können; 

 
c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder 

Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren 
Erteilung dem Ordre public widerspräche. 
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Artikel 26 
 

MITGLIEDER VON DIPLOMATISCHEN MISSIONEN UND  
KONSULARISCHEN VERTRETUNGEN 

 
 

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, die Mitgliedern von  
diplomatischen Missionen und konsularischen Vertretungen nach den allgemeinen Regeln 
des Völkerrechts oder auf Grund besonderer Übereinkünfte zustehen. 
 
 

Artikel 27 
 

RECHTSHILFE BEI DER EINBRINGUNG 
 
 

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, einander bei der Einbringung der Steuern 
insoweit Hilfe zu leisten, als dies erforderlich ist, um sicherzustellen, dass die durch dieses 
Abkommen gewährte Entlastung von der Steuer eines Vertragsstaats nicht Personen 
zugute kommt, die hiezu nicht berechtigt sind, wobei vorausgesetzt wird dass: 

 
a) der ersuchende Staat eine durch die zuständige Behörde beglaubigte Ausfertigung 

eines Dokuments beibringt, in der ausdrücklich festgestellt wird, dass die darin 
aufscheinenden Beträge, für deren Einbringung das Einschreiten des anderen 
Staates begehrt wird, rechtskräftig festgesetzt und vollstreckbar sind; 

b) ein Dokument, das gemäß den Bestimmungen dieses Artikels beigebracht wird, von 
dem ersuchten Staat gemäß seinen gesetzlichen Vorschriften als vollstreckbar 
erklärt wird; 

c) der ersuchte Staat bei der Vollstreckung nach den Rechtsvorschriften vorgeht, die 
für die Vollstreckung seiner eigenen gleichartigen Steuerforderungen vorgesehen 
sind, wobei jedoch die einzubringenden Steuerforderungen im ersuchten Staat nicht 
als bevorrechtete Forderungen behandelt werden. Der Antrag auf gerichtliche 
Vollstreckung wird in der Republik Österreich von der Finanzprokuratur oder von 
dem an ihrer Stelle zuständigen Finanzamt gestellt; und 

d) Einwendungen gegen Bestand oder Höhe der Forderungen ausschließlich der 
Entscheidung durch die zuständige Stelle des ersuchenden Staates vorbehalten 
sind. 

 
(2) Dieser Artikel verpflichtet keinen Vertragsstaat, Verwaltungsmaßnahmen 
durchzuführen, die von jenen abweichen, die bei der Einbringung der eigenen Steuern 
vorgenommen werden, oder die seiner Souveränität, Sicherheit, dem Ordre Public oder 
seinen wesentlichen Interessen widersprechen. 
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Artikel 28 

 
IN-KRAFT-TRETEN 

 
 

(1) Die Vertragsstaaten teilen einander schriftlich auf diplomatischem Wege mit, dass 
die für das In-Kraft-Treten dieses Abkommens nach innerstaatlichem Recht erforderlichen 
Maßnahmen erfüllt sind. Das Abkommen tritt am ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der 
dem Zeitpunkt des Empfanges der späteren dieser Mitteilungen folgt. 
 

(2) Das Abkommen findet Anwendung am oder nach dem ersten Tag des 
Kalenderjahres, das dem Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des Abkommens folgt.  
 
 

Artikel 29 
 

KÜNDIGUNG 
 

 
(1) Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft, sofern nicht einer der 
Vertragsstaaten seine Absicht, das Abkommen zu kündigen, mindestens sechs Monate 
vor Ende eines Kalenderjahres nach Ablauf eines Zeitraumes von fünf Jahren nach 
seinem In-Kraft-Treten schriftlich auf diplomatischem Wege mitteilt.  

 
(2) Das Abkommen findet nicht mehr Anwendung am oder nach dem ersten Tag des 

Kalenderjahres, das dem Zeitpunkt der Kündigung folgt. 
 
 
 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu von ihren jeweiligen Regierungen gehörig 
bevollmächtigten Unterfertigten dieses Abkommen unterzeichnet. 
 
 

Unterzeichnet zu  Mexiko-Stadt, am 13. April des Jahres zweitausendundvier , in zwei 
Urschriften, jede in deutscher, spanischer und englischer Sprache, wobei alle Texte 
gleichermaßen authentisch sind. Bei Auslegungsunterschieden hinsichtlich dieses 
Abkommens geht der englische Text vor.  
 
 
 
 

Für die  
Republik Österreich  

Für die  
Vereinigten Mexikanischen Staaten 

 
Botschafter Dr. Rudolf Lennkh 

 
José Francisco Gil Díaz 
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PROTOKOLL 

 
 
 
Anlässlich der Unterzeichnung des Abkommens zwischen der Republik Österreich und den 
Vereinigten Mexikanischen Staaten zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur 
Verhinderung der Steuerumgehung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen haben die Unterzeichneten die nachstehenden Bestimmungen vereinbart, die 
Bestandteil des Abkommens sind.     
 

1. Zur Auslegung des Abkommens 
 

Es gilt als vereinbart, dass den Abkommensbestimmungen, die nach den 
entsprechenden Bestimmungen des Musterabkommens der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen abgefasst sind, allgemein dieselbe Bedeutung zukommt, die im OECD-
Kommentar dazu dargelegt wird. Die Vereinbarung im vorstehenden Satz gilt nicht 
hinsichtlich der nachstehenden Punkte: 
 

a) alle Vorbehalte oder Bemerkungen der beiden Vertragsstaaten zum OECD-
Muster oder dessen Kommentar; 

b) alle gegenteiligen Auslegungen in diesem Protokoll; 
c) alle gegenteiligen Auslegungen, die einer der beiden Vertragsstaaten in einer 

veröffentlichten Erklärung vornimmt, die der zuständigen Behörde des anderen 
Vertragsstaats vor In-Kraft-Treten des Abkommens übermittelt worden ist;  

d) alle gegenteiligen Auslegungen, auf die sich die zuständigen Behörden nach In-
Kraft-Treten des Abkommens geeinigt haben.  

 
Der Kommentar - der von Zeit zu Zeit überarbeitet werden kann - stellt eine 

Auslegungshilfe im Sinne des Wiener Übereinkommens über das Recht der Verträge vom 
23. Mai 1969 dar. 

 
 
2. Zum Missbrauchsbegriff des Abkommens 
 
Spezielle Bestimmungen des Abkommens, die missbräuchliche internationale 

Gestaltungen einschränken und sie von den Abkommensvergünstigungen ausschließen 
sollen, sind nicht so auszulegen, als hinderten sie einen Vertragsstaat, in anderen Fällen, 
die nicht eigens unter eine bestimmte Missbrauchsklausel des Abkommens fallen, bei der 
Beurteilung des Sachverhalts die wirtschaftliche Betrachtungsweise oder die 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften zur Vermeidung der Steuerumgehung oder 
Steuerhinterziehung anzuwenden.  

Die Vertragsstaaten können die Anwendung von Abkommensvergünstigungen versagen, 
wenn Gestaltungen zum Zweck einer missbräuchlichen Abkommensanwendung gewählt 
worden sind. 
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3. Zu Artikel 2 
 
Es besteht Einvernehmen, dass das Abkommen auch für eine Steuer vom Vermögen 

gilt, die nach der Unterzeichnung des Abkommens von einem Vertragsstaat erhoben wird. 
 
 
4. Zu Artikel 4 

 
Der Ausdruck "ansässige Person" umfasst auch einen Vertragsstaat oder eine seiner 

Gebietskörperschaften. 
 
 

5. Zu Artikel 4 Absatz 1 
 
Es besteht Einvernehmen, dass der Ausdruck "eine in einem Vertragsstaat ansässige 

Person" bei Einkünften, die von einer Personengesellschaft, einem Nachlass oder einem 
Trust bezogen oder gezahlt werden, nur insoweit gilt, als die von der Personengesellschaft, 
dem Nachlass oder dem Trust bezogenen Einkünfte in diesem Staat als Einkünfte einer 
dort ansässigen Person besteuert werden, und zwar entweder bei der 
Personengesellschaft, dem Nachlass oder dem Trust selbst oder bei deren Gesellschaftern, 
den Begünstigten oder dem Besteller. 

 
 
6. Zu Artikel 5 Absatz 3 
 
Die in diesem Absatzes vorgesehenen Fristen können nicht durch eine 

Scheinvereinbarung zwischen verbundenen Unternehmen umgangen werden. In einem 
solchen Fall werden die Zeiträume der Tätigkeiten, die ein mit einem anderen Unternehmen 
im Sinne von Artikel 9 verbundenes Unternehmen ausübt, mit den Zeiträumen 
zusammengerechnet, in welchen das Unternehmen Tätigkeiten ausübt, sofern die 
Tätigkeiten der verbundenen Unternehmen in Zusammenhang stehen. In diesem Fall wird 
jedes der verbundenen Unternehmen so behandelt als habe es eine Betriebstätte, sofern 
die Dauer den in Artikel 5 Absatz 3 angeführten Zeitraum von sechs Monaten übersteigt. 

 
 
7. Zu Artikel 5 Absatz 4 lit. e 
 
Es besteht Einvernehmen, dass diese Bestimmung eine feste Geschäftseinrichtung 

umfasst, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, um für das Unternehmen 
Werbung, Erteilung von Informationen, wissenschaftliche Forschung oder Vorbereitung in 
Bezug auf die Platzierung von Darlehen oder ähnliche Tätigkeiten, die vorbereitender Art 
sind oder Hilfstätigkeiten darstellen, auszuüben.  

 
 
8. Zu Artikel 7 

 
a) In bezug auf Artikel 7 Absatz 1 gilt folgendes: Gewinne aus dem Verkauf von 

Gütern oder Waren derselben oder ähnlicher Art, wie sie durch die Betriebstätte 
verkauft werden, dürfen der Betriebstätte zugerechnet werden, wenn 
nachgewiesen wird, dass die Betriebstätte in irgendeiner Weise an dieser 
Transaktion beteiligt war. 
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b) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Bauausführung oder Montage werden der 

Betriebstätte in dem Vertragsstaat, in dem die Betriebstätte liegt, nur die Gewinne 
zugerechnet, die sich aus der Tätigkeit der Betriebstätte als solcher ergeben. 
Werden im Zusammenhang mit dieser Tätigkeit oder unabhängig davon 
Maschinen und Ausrüstungen vom Hauptsitz oder einer anderen Betriebstätte des 
Unternehmens oder einem Dritten geliefert, so wird den Gewinnen der 
Bauausführung oder Montage der Wert dieser Lieferungen nicht zugerechnet. 

 
c) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus der Tätigkeit der 

Planung, der Bauausführung oder der Forschung erzielt sowie Einkünfte aus 
technischen Leistungen, die in diesem Staat im Zusammenhang mit einer im 
anderen Vertragsstaat gelegenen Betriebstätte ausgeübt werden, werden dieser 
Betriebstätte nicht zugerechnet 

 
 

9. Zu Artikel 8 
 
Eine in Österreich ansässige Person, welche aus Mexiko Gewinne bezieht, die in 

Mexiko gemäß Artikel 8 des Abkommens nicht besteuert werden dürfen, ist von der 
mexikanischen Aktivensteuer hinsichtlich der zur Erzielung dieser Gewinne verwendeten 
Wirtschaftsgüter ausgenommen.  

 
 
10. Zu Artikel 11 
 
Bei missbräuchlicher Gestaltung werden Zinsen aus Gegenakkreditiven und im 

Zusammenhang mit Unterkapitalisierung nach dem innerstaatlichen Recht des 
Vertragsstaates besteuert, aus dem die Zinsen stammen. 

 
 
11. Zu Artikel 11 Absatz 6 und Artikel 12 Absatz 5 

 
Es besteht Einvernehmen, dass in Fällen, in denen vom Hauptsitz eines 

Unternehmens eines der Staaten ein Darlehen vertraglich vereinbart wurde und nur ein Teil 
dieses Darlehens einer Betriebstätte dieses Unternehmens im anderen Vertragsstaat 
zugerechnet wird, oder in Fällen, in denen von diesem Hauptsitz ein Vertrag abgeschlossen 
wurde, wonach Lizenzgebühren gezahlt werden, und nur ein Teil dieses Vertrages dieser 
Betriebstätte zugerechnet wird, jener Teil dieses Darlehens oder dieses Vertrages als 
Schuld oder Vertrag gilt, der mit dieser Betriebstätte im Zusammenhang steht.  
 

 
12. Zu Artikel 12 

 
Es besteht Einvernehmen, dass die mexikanische Aktivensteuer ungeachtet aller 

anderen Bestimmungen dieses Abkommens auch im Falle der Vermietung von Maschinen 
und ähnlichen Ausrüstungen, die von einer in Mexiko der Aktivensteuer unterliegenden 
Person benützt werden, erhoben werden darf. In diesem Fall rechnet Mexiko auf die von 
diesen Wirtschaftsgütern erhobene Aktivensteuer den Betrag an, der der Einkommensteuer 
entspricht, die von den Lizenzgebühren für die Zurverfügungstellung dieser Wirtschaftsgüter 

BGBl. III - Ausgegeben am 14. Dezember 2004 - Nr. 142 25 von 27

www.ris.bka.gv.at



26 

unter Anwendung des im innerstaatlichen Recht vorgesehenen Steuersatzes zu erheben 
gewesen wäre, wenn das Abkommen nicht anwendbar wäre.  

 
 
13. Zu Artikel 12 Absatz 3 

 
1. Es gilt als vereinbart, dass Vergütungen für 

a) den Empfang oder das Recht auf Empfang von Bild und/oder Ton zur 
Übertragung über 

i) Satellit; oder 
ii) Kabel, Glasfiberkabel oder ähnliche Technologie, oder 

b) die Benutzung oder das Recht auf Benutzung von Bild und/oder Ton im 
Zusammenhang mit Radio oder Fernsehen zur öffentlichen Ausstrahlung 
durch  

i) Satellit; oder 
ii) Kabel, Glasfiberkabel oder ähnliche Technologie 

nach den Bestimmungen der Artikel 12 und 22 in dem Staat besteuert werden dürfen, 
aus dem sie stammen. 

2. Der Ausdruck "Lizenzgebühren" umfasst auch Gewinne, die aus der Veräußerung 
von in diesem Absatz bezeichneten Rechten oder Vermögenswerten erzielt werden, soweit 
sie von deren Produktivität, Nutzung oder Veräußerung abhängen.  

 
14. Zu Artikel 22 
 
Es besteht Einvernehmen, dass der Begriff "mexikanische Steuer" im Sinne des 

Artikels 22 Absatz 2 Buchstabe b auch die gemäß Punkt 12 des Protokolls erhobene 
Aktivensteuer umfasst. 

 
15. Zu Artikel 24 
 
Ungeachtet anderer Abkommen, bei denen die Vertragsstaaten Vertragsparteien sind, 

werden steuerliche Maßnahmen zwischen den Vertragsstaaten einschließlich einer 
Meinungsverschiedenheit über die Anwendbarkeit dieses Abkommens ausschließlich nach 
dieser Bestimmung geregelt, sofern die zuständigen Behörden nichts anderes vereinbaren.  

 
 
16. Zu Artikel 25 
 
Die Durchführung der Bestimmungen des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten 

betreffend Steuern schließt auch finanzstrafrechtliche Erhebungen in Bezug auf 
Finanzvergehen, die sich auf die unter diesen Artikel fallenden Steuern beziehen, ein. Es 
gilt als vereinbart, dass der Ausdruck "finanzstrafrechtliche Erhebungen" für Verfahren gilt, 
die entweder von Gerichten oder Verwaltungsbehörden durchgeführt werden.  
 
 
 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu von ihren jeweiligen Regierungen gehörig 
bevollmächtigten Unterfertigten dieses Protokoll unterzeichnet. 
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Unterzeichnet zu  Mexiko-Stadt, am 13. April des Jahres zweitausendundvier, in zwei 
Urschriften, jede in deutscher, spanischer und englischer Sprache, wobei alle Texte 
gleichermaßen authentisch sind. Bei Auslegungsunterschieden hinsichtlich dieses 
Protokolls geht der englische Text vor.  
 
 
 
 
 

Für die  
Republik Österreich  

 
Botschafter Dr. Rudolf Lennkh 

Für die  
Vereinigten Mexikanischen Staaten 

 
José Francisco Gil Díaz 
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C  O  N  V  E  N  T  I  O  N 
 
 

B E T W E E N 
 
 

THE REPUBLIC OF AUSTRIA  
 
 

AND THE UNITED MEXICAN STATES 
 
 

FOR THE AVOIDANCE OF DOUBLE TAXATION AND THE PREVENTION OF FISCAL EVASION 
 
 

WITH RESPECT TO TAXES ON INCOME AND ON CAPITAL 
 
 
 

 The Republic of Austria and the United Mexican States, desiring to conclude a Convention for 

the Avoidance of Double Taxation and the Prevention of Fiscal Evasion with respect to taxes on 

income and on capital, hereafter referred to as the "Convention"  

 

 

have agreed as follows: 
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Article 1 
 

PERSONAL SCOPE 
 
 

 This Convention shall apply to persons who are residents of one or both of the Contracting 
States. 
 
 

Article 2 
 

TAXES COVERED 
 
 

 1. This Convention shall apply to taxes on income and on capital imposed by each of the 
Contracting States, irrespective of the manner in which they are levied.  
 
 
 2. There shall be regarded as taxes on income and on capital all taxes imposed on total 
income, on total capital, or on elements of income or of capital, including taxes on gains from the 
alienation of movable or immovable property, as well as taxes on capital appreciation. 
 
 3. The existing taxes to which the Convention shall apply are in particular: 
 

a) in Mexico : 
 

(i) the income tax (el impuesto sobre la renta); 
 

 
(ii) the assets tax (el impuesto al activo); 

 
(hereinafter referred to as "Mexican tax"); 

 
(b) in Austria: 
 

(i) the income tax (die Einkommensteuer); 
 
(ii) the corporation tax (die Körperschaftsteuer); 
 

(hereinafter referred to as " Austrian tax"). 
 
 4. The Convention shall apply also to any identical or substantially similar taxes which are 
imposed after the date of signature of the Convention in addition to, or in place of, the existing taxes. 
The competent authorities of the Contracting States shall notify each other of any significant changes 
which have been made in their respective taxation laws. 
 
 

Article 3 
 

GENERAL DEFINITIONS  
 
 

 1. For the purposes of this Convention, unless the context otherwise requires: 
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a) the term "Mexico" means the United Mexican States; when used in a geographical 

sense it includes the territory of the United Mexican States as well as the integrated 
parts of the Federation; the islands, including the reefs and cays in the adjacent 
waters; the islands of Guadalupe and Revillagigedo; the continental shelf and the 
seabed and sub-soil of the islands, cays and reefs; the waters of the territorial seas 
and the inland waters and beyond them the areas over which, in accordance with 
the international law, Mexico may exercise its sovereign rights of exploration and 
exploitation of the natural resources of the seabed, sub-soil and the supra-jacent 
waters; and the air space of the national territory to the extent and conditions 
established by international law. 

 
b) the term "Austria" means the Republic of Austria; 
 
c) the terms "a Contracting State " and "the other Contracting State" mean Mexico or 

Austria, as the context requires; 
 
d) the term "person" includes an individual, a company and any other body of 

persons; 
 
e) the term "company" means any body corporate or any entity  which is treated as a 

body corporate for tax purposes; 
 
f) the terms "enterprise of a Contracting State" and "enterprise of the other 

Contracting State" mean, respectively, an enterprise carried on by a resident of a 
Contracting State and an enterprise carried on by a resident of the other 
Contracting State; 

 
g) the term "international traffic" means any transport by a ship or aircraft operated by 

an enterprise which is a resident of a Contracting State, except when the ship or 
aircraft is operated solely between places in the other Contracting State; 

 
h) the term "national" means : 

 
(i) any individual possessing the nationality of a Contracting State; 
 
(ii) any legal person, partnership or association deriving its status as such from 

the laws in force in a Contracting State; 
 

i) the term "competent authority" means: 
 

(i) in Mexico, the Ministry of Finance and Public Credit; 
 
(ii) in Austria, the Federal Minister of Finance or his authorised representative; 
 

j) the term "enterprise" applies to the carrying on of any business; 
 
k) the term "business" includes the performance of professional services and of other 

activities of an independent character. 
 
 2. As regards the application of the Convention at any time by a Contracting State, any term not 
defined therein shall, unless the context otherwise requires, have the meaning that it has at that time 
under the law of that State for the purposes of the taxes to which the Convention applies, any 
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meaning under the applicable tax laws of that State prevailing over a meaning given to the term under 
other laws of that State. 

 
 

Article 4 
 

RESIDENT 
 
 
 1. For the purposes of this Convention, the term "resident of a Contracting State" means any 
person who, under the laws of that State, is liable to tax therein by reason of his domicile, residence, 
place of management or any other criterion of a similar nature. However, this term does not include 
any person who is liable to tax in that State in respect only of income from sources in that State or 
capital situated therein. 
 
 2. Where by reason of the provisions of paragraph 1 an individual is a resident of both 
Contracting States, then his status shall be determined as follows: 
 

a) he shall be deemed to be a resident of the State in which he has a permanent  
home available to him; if he has a permanent home available to him in both States, 
he shall be deemed to be a resident of the State with which his personal and 
economic relations are closer (centre of vital interests); 

 
b) if the State in which he has his centre of vital interests cannot be determined, or if 

he has not a permanent home available to him in either State, he shall be deemed 
to be a resident of the State in which he has an habitual abode; 

 
c) if he has an habitual abode in both States or in neither of them, he shall be deemed 

to be a resident of the State of which he is a national; 
 
d) in any other case, the competent authorities of the Contracting States shall 

endeavour to settle the question by mutual agreement. 
 
 3. Where by reason of the provisions of paragraph 1 a person other than an individual is a 
resident of both Contracting States, the competent authorities of the Contracting States shall by 
mutual agreement endeavour to settle the question and to determine the mode of application of the 
Convention to such person. In the absence of such agreement, such person shall be considered to be 
outside the scope of this Convention, except for the Article "Exchange of Information".  

 
 

Article 5 
  

PERMANENT ESTABLISHMENT 
 
 
 1. For the purposes of this Convention, the term "permanent establishment" means a fixed 
place of business through which the business of an enterprise is wholly or partly carried on. 
 
 2. The term "permanent establishment" includes especially: 
 

a) a place of management; 
b) a branch;  
c) an office;  
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d) a factory; 
e) a workshop, and  
f) a mine, an oil or gas well, a quarry or any other place of extraction of natural 

resources. 
 

 3. The term "permanent establishment" likewise encompasses: 
 

a) a building site or a construction, assembly or installation project or supervisory 
activities in connection therewith, but only where such site, construction, assembly, 
project or activities continue for a period of more than six months; 

 
b) the furnishing of services, including consultancy or managerial services, by an 

individual of a Contracting State or through his employees or other personnel, but 
only where activities of that nature continue in the territory of the other Contracting 
State for a period or periods exceeding in the aggregate six months within any 
twelve month period. 

 
 4. Notwithstanding the preceding provisions of this Article, the term "permanent establishment" 
shall be deemed not to include: 

 
a) the use of facilities solely for the purpose of storage, display or delivery of goods or 

merchandise belonging to the enterprise; 
 
b) the maintenance of a stock of goods or merchandise belonging to the enterprise 

solely for the purpose of storage, display or delivery; 
 
c) the maintenance of a stock of goods or merchandise belonging to the enterprise 

solely for the purpose of processing by another enterprise; 
 
d) the maintenance of a fixed place of business solely for the purpose of purchasing 

goods or merchandise or of collecting information, for the enterprise; 
 
e) the maintenance of a fixed place of business solely for the purpose of carrying on, 

for the enterprise, any other activity of a preparatory or auxiliary character; 
 
f) the maintenance of a fixed place of business solely for any combination of activities 

mentioned in sub-paragraphs a) to e), provided that the overall activity of the fixed 
place of business resulting from this combination is of a preparatory or auxiliary 
character. 

 
 5. Notwithstanding the provisions of paragraphs 1 and 2, where a person - other than an agent 
of an independent status to whom paragraph 7 applies - is acting on behalf of an enterprise and has, 
and habitually exercises, in a Contracting State an authority to conclude contracts in the name of the 
enterprise, that enterprise shall be deemed to have a permanent establishment in that State in respect 
of any activities which that person undertakes for the enterprise, unless the activities of such person 
are limited to those mentioned in paragraph 4 which, if exercised through a fixed  place of business, 
would not make this fixed place of business a permanent establishment under the  provisions of that 
paragraph.  

 
 6. Notwithstanding the foregoing provisions of this Article, an insurance enterprise of a 
Contracting State shall, except in regard to reinsurance, be deemed to have a permanent 
establishment in the other Contracting State if it collects premiums in the territory of that other State or 

BGBl. III - Ausgegeben am 14. Dezember 2004 - Nr. 142 5 von 24

www.ris.bka.gv.at



 6

insures risks situated therein through a person other than an agent of an independent status to whom 
paragraph 7 applies. 
 
 7. An enterprise shall not be deemed to have a permanent establishment in a Contracting State 
merely because it carries on business in that State through a broker, general commission agent or any 
other agent of an independent status, provided that such persons are acting in the ordinary course of 
their business and that in their commercial or financial relations with the enterprise, conditions are not 
made or imposed that differ from those generally agreed to by independent agents. 
 
 8. The fact that a company which is a resident of a Contracting State controls or is controlled by 
a company which is a resident of the other Contracting State, or which carries on business in that 
other State (whether through a permanent establishment or otherwise), shall not of itself constitute 
either company a permanent establishment of the other.  
 
 

Article 6 
 

INCOME FROM IMMOVABLE PROPERTY 
 
 

 1. Income derived by a resident of a Contracting State from immovable property (including 
income from agriculture or forestry) situated in the other Contracting State may be taxed in that other 
State. 
 
 2. The term "immovable property" shall have the meaning which it has under the law of the 
Contracting State in which the property in question is situated. The term shall in any case include 
property accessory to immovable property, livestock and equipment used in agriculture and forestry, 
rights to which the provisions of general law respecting landed property apply, usufruct of immovable 
property and rights to variable or fixed payments as consideration for the working of, or the right to 
work, mineral deposits, sources and other natural resources; ships, boats and aircraft shall not be 
regarded as immovable property. 
 
 3. The provisions of paragraph 1 shall apply to income derived from the direct use, letting, or 
use in any other form of immovable property. 
 
 4. The provisions of paragraphs 1 and 3 shall also apply to the income from immovable 
property of an enterprise and to income from immovable property used for the performance of 
independent personal services. 
 

Article 7 
 

BUSINESS PROFITS 
 
 
 1. The profits of an enterprise of a Contracting State shall be taxable only in that State unless 
the enterprise carries or has carried on business in the other Contracting State through a permanent 
establishment situated therein.  If the enterprise carries or has carried on business as aforesaid, the 
profits of the enterprise may be taxed in the other State but only so much of them as is attributable to 
that permanent establishment. 
 
 2. Subject to the provisions of paragraph 3, where an enterprise of a Contracting State carries 
or has carried on business in the other Contracting State through a permanent establishment situated 
therein, there shall in each Contracting State be attributed to that permanent establishment the profits 
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which it might be expected to make if it were a distinct and separate enterprise engaged in the same 
or similar activities under the same or similar conditions and dealing wholly independently with the 
enterprise of which it is a permanent establishment. 
 
 3. In determining the profits of a permanent establishment, there shall be allowed as deductions 
expenses which are incurred for the purposes of the permanent establishment, including executive 
and general administrative expenses so incurred, whether in the State in which the permanent 
establishment is situated or elsewhere. However, no such deduction shall be allowed in respect of 
amounts, if any, paid (otherwise than towards reimbursement of actual expenses) by the permanent 
establishment to the head office of the enterprise or any of its other offices, by way of royalties, fees or 
other similar payments in return for the use of patents or other rights, or by way of commission, for 
specific services performed or for management, or, except in the case of a bank, by way of interest on 
moneys lent to the permanent establishment. Likewise, no account shall be taken, in the 
determination of the profits of a permanent establishment, for amounts charged (otherwise than 
towards reimbursement of actual expenses) by the permanent establishment to the head office of the 
enterprise or any of its other offices, by way of royalties, fees or other similar payments in return for 
the use of patents or other rights, or by way of commission for specific services performed or for 
management, or, except in the case of a bank by way of interest on moneys lent to the head office of 
the enterprise or any of its other offices. 
 
 4. Insofar as it has been customary in a Contracting State to determine the profits to be 
attributed to a permanent establishment on the basis of an apportionment of the total profits of the 
enterprise to its various parts, nothing in paragraph 2 shall preclude that Contracting State from 
determining the profits to be taxed by such an apportionment as may be customary; the method of 
apportionment adopted shall, however, be such that the result shall be in accordance with the 
principles contained in this Article. 
 
 5. No profits shall be attributed to a permanent establishment by reason of the mere purchase 
by that permanent establishment of goods or merchandise for the enterprise. 
 
 6. For the purposes of the preceding paragraphs, the profits to be attributed to the permanent 
establishment shall be determined by the same method year by year unless there is good and 
sufficient reason to the contrary. 
 
 7. Where profits include items of income which are dealt with separately in other Articles of this 
Convention, then the provisions of those Articles shall not be affected by the provisions of this Article. 
 
 8. The term "profits" as used in this Article includes the profits derived by any partner from his 
participation in a partnership and, in the case of Austria, from a participation in a sleeping partnership 
(Stille Gesellschaft) created under Austrian law. 
 

 
Article 8 

 
SHIPPING AND AIR TRANSPORT 

 
 
 1. Income or profits derived by a resident of a Contracting State from the operation of ships or 
aircraft in international traffic shall be taxable only in that Contracting State.  
 
 2. Profits referred to in paragraph 1 shall not include profits from the provision of 
accommodation or transportation other than from the operation of ships or aircraft in international 
traffic. 
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 3. The provisions of paragraph 1 shall also apply to profits from the participation in a pool, a 
joint business or an international operating agency. 
 
 

Article 9 
 

ASSOCIATED ENTERPRISES 
 
 
 1. Where  
 

a) an enterprise of a Contracting State participates directly or indirectly in the 
management, control or capital of an enterprise of the other Contracting State, or 

 
b) the same persons participate directly or indirectly in the management, control or 

capital of an enterprise of a Contracting State and an enterprise of the other 
Contracting State, 

 
and in either case conditions are made or imposed between the two enterprises in their commercial 

or financial relations which differ from those which would be made between independent enterprises, 
then any profits which would, but for those conditions, have accrued to one of the enterprises, but, by 
reason of those conditions, have not so accrued, may  be included in the profits of that enterprise and 
taxed accordingly. 

 
2. Where a Contracting State includes in the profits of an enterprise of that State - and taxes 

accordingly - profits on which an enterprise of the other Contracting State has been charged to tax in 
that other State and the profits so included are profits which would have accrued to the enterprise of 
the first-mentioned State if the conditions made between the two enterprises had been those which 
would have been made between independent enterprises, then that other State shall, in accordance 
with paragraph 2 of Article 24, make an appropriate adjustment to the amount of the tax charged 
therein on those profits if it agrees with the adjustment made by the first-mentioned Contracting State. 
In determining such adjustment, due regard shall be had to the other provisions of this Convention 
and the competent authorities of the Contracting States shall if necessary consult each other. 
 
 

Article 10 
 

DIVIDENDS 
 

 
 1. Dividends paid by a company which is a resident of a Contracting State to a resident of the 
other Contracting State may be taxed in that other State. 
 
 2. However, such dividends may also be taxed in the Contracting State of which the 
company paying the dividends is a resident and according to the laws of that State, but if the 
beneficial owner of the dividends is a resident of the other Contracting State, the tax so charged shall 
not exceed: 
 

 a) 5 per cent of the gross amount of the dividends if the beneficial owner is a company 
which owns at least 10 per cent of the voting stock of the company paying the dividends; 

 
 b) 10 per cent of the gross amount of the dividends in all other cases. 
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 The competent authorities of the Contracting States shall by mutual agreement settle the mode of 
application of these limitations. 
 
 This paragraph shall not affect the taxation of the company in respect of the profits out of which 
the dividends are paid. 
 
 3. The term "dividends" as used in this Article means income from shares, "jouissance" shares 
or "jouissance" rights, mining shares, founders' shares or other rights, not being debt-claims, 
participating in profits, as well as income from other corporate rights which is subjected to the same 
taxation treatment as income from shares by the laws of the State of which the company making the 
distribution is a resident. 
 
 4. The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply if the beneficial owner of the dividends, 
being a resident of a Contracting State, carries on business in the other Contracting State of which the 
company paying the dividends is a resident, through a permanent establishment situated therein, and 
the holding in respect of which the dividends are paid is effectively connected with such permanent 
establishment. In such case the provisions of Article 7 shall apply. 
 
 5. A Contracting State may not impose any tax on the dividends paid by a company which is 
not a resident of that State, except insofar as the dividends are paid to a resident of that State or 
insofar as the holding in respect of which the dividends are paid is effectively connected with a 
permanent establishment situated in that State, nor subject the company's undistributed profits to a 
tax on the company's undistributed profits, even if the dividends paid or the undistributed profits 
consist wholly or partly of profits or income arising in such State. 
 
 

Article 11 
 

INTEREST 
 
 
 1. Interest arising in a Contracting State and paid to a resident of the other Contracting State 
may be taxed in that other State. 
 
 2. However, such interest may also be taxed in the Contracting State in which it arises and 
according to the laws of that State, but if the beneficial owner of the interest is a resident of the other 
Contracting State, the tax so charged shall not exceed 10 per cent of the gross amount of the interest. 
 
 3. Notwithstanding the provisions of paragraph 2, interest referred to in paragraph 1 shall be 
taxable only in the Contracting State in which the beneficial owner is a resident if: 
 

a) the beneficial owner is a Contracting State, a political subdivision or a local 
authority; 

b) the interest is paid by any of the entities mentioned in subparagraph a); 
c) the beneficial owner is a recognised pension or retirement fund provided that its 

income is generally exempt from tax in that State; 
d) the interest arises in Austria and is paid in  respect of a loan for a period of not less 

than three years granted, guaranteed or insured, or a credit for such period 
granted, guaranteed or insured, by Banco Nacional de Comercio Exterior, S.N.C., 
Nacional Financiera, S.N.C. or Banco Nacional de Obras y Servicios Públicos, 
S.N.C.; or 
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e) the interest arises in Mexico and is paid in respect of a loan for a period of not less 
than three years granted, guaranteed or insured, or a credit for such period 
granted, guaranteed or insured by the Oesterreichische Kontrollbank 
Aktiengesellschaft. 

 
 4. The term "interest" as used in this Article means income from debt-claims of every kind, 
whether or not secured by mortgage and whether or not carrying a right to participate in the debtor's 
profits, and in particular, income from government securities and income from bonds or debentures, 
including premiums and prizes attaching to such securities, bonds or debentures, as well as all other 
income that is treated as income from money lent by the taxation law of the Contracting State in which 
the income arises. The term "interest" shall not include any item of income which is considered as a 
dividend under the provisions of paragraph 3 of Article 10. Penalty charges for late payment shall not 
be regarded as interest for the purpose of this Article. 
 
 5. The provisions of paragraphs 1, 2 and 3 shall not apply if the beneficial owner of the interest, 
being a resident of a Contracting State, carries on business in the other Contracting State in which the 
interest arises, through a permanent establishment situated therein, and the debt-claim in respect of 
which the interest is paid is effectively connected with such permanent establishment. In such case 
the provisions of Article 7 shall apply. 
 
 6. Interest shall be deemed to arise in a Contracting State when the payer is that State itself, a 
political subdivision, a local authority or a resident of that State. Where however, the person paying 
the interest, whether he is a resident of a Contracting State or not, has in a Contracting State a 
permanent establishment, in connection with which the indebtedness on which the interest is paid was 
incurred, and such interest is borne by such permanent establishment, then such interest shall be 
deemed to arise in the State in which the permanent establishment is situated. 
 
 7. Where there is a special relationship between the payer and the beneficial owner or between 
both of them and some other person and the amount of the interest exceeds, for whatever reason, the 
amount which would have been agreed upon by the payer and the beneficial owner in the absence of 
such relationship, the provisions of this Article shall apply only to the last-mentioned amount. In such 
case, the excess part of the payments shall remain taxable according to the laws of each Contracting 
State, due regard being had to the other provisions of this Convention.  
 
 8. The provisions of this Article shall not apply if the debt-claim in respect of which the interest 
is paid was created or assigned with the main purpose of taking advantage of this Article. In that case 
the provisions of the domestic law of the Contracting State in which the interest arises shall apply. 
When a Contracting State intends to apply this paragraph, its competent authority shall in advance 
consult with the competent authority of the other Contracting State. 

 
 

Article 12 
 

ROYALTIES 
 

 
 1. Royalties arising in a Contracting State and paid to a resident of the other Contracting State 
may be taxed in that other State. 
 
 2. However, such royalties may also be taxed in the State in which they arise and according to 
the laws of that State, but if the recipient is the beneficial owner of the royalties the tax so charged 
shall not exceed 10 per cent of the gross amount of the royalties. The competent authorities of the 
Contracting States shall by mutual agreement settle the mode of application of this limitation. 
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 3. The term "royalties" as used in this Article means payments of any kind received as a 
consideration for: 

a) the use of, or the right to use any patent, trade mark, design or model, plan, secret 
formula or process, or  

b) the use of or the right to use, industrial, commercial, or scientific equipment, or  
c) the use of, or the right to use information concerning industrial, commercial or scientific 

experience; 
d) the use of or the right to use, any copyright of literary, artistic or scientific work including 

cinematograph films.  
 
 4. The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply if the beneficial owner of the royalties, 
being a resident of a Contracting State, carries on business in the other Contracting State in which the 
royalties arise, through a permanent establishment situated therein, and the right or property in 
respect of which the royalties are paid is effectively connected with such permanent establishment. In 
such case the provisions of Article 7 shall apply. 
 
 5. Royalties shall be deemed to arise in a Contracting State when the payer is that State itself, 
a political subdivision, a local authority or a resident of that State. Where, however, the person paying 
the royalties, whether he is a resident of a Contracting State or not, has in a Contracting State a 
permanent establishment in connection with which the liability to pay the royalties was incurred and 
such royalties are borne by such permanent establishment, in connection with which the liability to pay 
the royalties was incurred, then such royalties shall be deemed to arise in the State in which the 
permanent establishment is situated. 
 
 6. Where by reason of a special relationship between the payer and the beneficial owner or 
between both of them and some other person, the amount of the royalties, having regard to the use, 
right or information for which they are paid, exceeds, for whatever reason, the amount which would 
have been agreed upon by the payer and the beneficial owner in the absence of such relationship, the 
provisions of this Article shall apply only to the last-mentioned amount. In such case, the excess part 
of the payments shall remain taxable according to the laws of each Contracting State, due regard 
being had to the other provisions of this Convention. 
 
 7. The provisions of this Article shall not apply if the rights in respect of which the royalties are 
paid were created or assigned with the main purpose of taking advantage of this Article. In that case 
the provisions of the domestic law of the Contracting State in which the royalties arise shall apply. 
When a Contracting State intends to apply this paragraph, its competent authority shall in advance 
consult with the competent authority of the other Contracting State. 
 
 

Article 13 
 

CAPITAL GAINS 
 
 
 1. Gains derived by a resident of a Contracting State from the alienation of immovable property 
referred to in Article 6 and situated in the other Contracting State may be taxed in that other State. 
 
 2. Gains from the alienation of shares or other rights of a company which assets consist 
principally, directly or indirectly, of immovable property situated in a Contracting State or any other 
right pertaining to such immovable property, may be taxed in that State.  For the purposes of this 
paragraph immovable property used by a company in its industrial, commercial or agricultural 
activities or in the conduct of independent personal services shall not be taken into account. 
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 3. Gains from the alienation of shares of the capital of a company resident in one of the States 
may be taxed in that State. However, the tax so charged shall not exceed 20 % of the taxable gains.  
 
 4. Gains from the alienation of movable property forming part of the business property of a 
permanent establishment which an enterprise of a Contracting State has in the other Contracting 
State, including such gains from the alienation of such a permanent establishment (alone or with the 
whole enterprise), may be taxed in that other State. 
 
 5. Gains derived by a resident of a Contracting State from the alienation of ships or aircraft 
operated in international traffic or movable property pertaining to the operation of such ships or aircraft 
shall be taxable only in that State.  
 
 6. Gains from the alienation of any property other than that referred to in paragraph 2 of point 
13 of the Protocol (With reference to paragraph 3 of Article 12) or in the preceding paragraphs of this 
Article shall be taxable only in the Contracting State of which the alienator is a resident. 
 
 

 
Article 14 

 
INCOME FROM EMPLOYMENT 

 
 
 1. Subject to the provisions of Articles 15, 17 and 18, salaries, wages and other similar 
remuneration derived by a resident of a Contracting State in respect of an employment shall be 
taxable only in that State unless the employment is exercised in the other Contracting State. If the 
employment is so exercised, such remuneration as is derived therefrom may be taxed in that other 
State. 
 
 2. Notwithstanding the provisions of paragraph 1, remuneration derived by a resident of a 
Contracting State in respect of an employment exercised in the other Contracting State shall be 
taxable only in the first-mentioned State if: 
 

a) the recipient is present in the other State for a period or  periods not exceeding in 
the aggregate 183 days in any twelve month period commencing or ending in the 
fiscal year concerned, and 

 
b) the remuneration is paid by, or on behalf of, an employer who is not a resident of 

the other State, and 
 
c) the remuneration is not borne by a permanent establishment which the employer 

has in the other State. 
 
 3. Notwithstanding the preceding provisions of this Article, remuneration derived in respect of 
an employment exercised aboard a ship or aircraft operated by a resident of a Contracting State in 
international traffic may be taxed in that Contracting State.  
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Article 15 
 

DIRECTORS' FEES 
 
 
  Directors' fees and other similar payments derived by a resident of a Contracting State in his 
capacity as a member of the board of directors and, in the case of Mexico, in his capacity as an 
''administrador'' or a ''comisario'', or as a member of a supervisory board of a company which is a 
resident of the other Contracting State may be taxed in that other State. 
 

 
Article 16 

 
ARTISTES AND SPORTSMEN 

 
 
 1. Notwithstanding the provisions of Articles 7 and 14, income derived by a resident of a 
Contracting State as an entertainer, such as a theatre, motion picture, radio or television artiste, or a 
musician, or as a sportsman, from his personal activities as such exercised in the other Contracting 
State, may be taxed in that other State.  Income referred to in this paragraph shall include income 
derived from any personal activities performed in the other Contracting State by such resident relating 
to his reputation as an entertainer or sportsman. 
 
 2. Notwithstanding the provisions of Articles 7 and 14 where income in respect of personal 
activities exercised by an artiste or a sportsman in his capacity as such accrues not to the artiste or 
sportsman himself but to another person, that income may be taxed in the Contracting State in which 
the activities of the artiste or sportsman are exercised. 
 
 3. Notwithstanding the provisions of paragraphs 1 and 2 of this Article, income derived from 
personal activities exercised by a resident of a Contracting State in his capacity as an artiste or a 
sportsman shall be taxable only in that Contracting State if the activities have been performed in the 
other Contracting State within the scope of a cultural or sports exchange program approved by both 
Contracting States.  

 
 

Article 17 
 

PENSIONS 
 
 
  Subject to the provisions of paragraph 2 of Article 18, pensions and other similar 
remuneration paid to a resident of a Contracting State in consideration of past employment shall be 
taxable only in that State. 
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Article 18 
 

GOVERNMENT SERVICE 
 

 
1. a) Salaries, wages and other similar remuneration, other than a pension, paid by 

a Contracting State or a political subdivision or a local authority thereof to an 
individual in respect of  services rendered to that State or subdivision or 
authority shall be taxable only in  that State. 

 
b) However, such salaries wages and other remuneration shall be taxable only in 

the other Contracting State if the services are rendered in that State and the 
individual is a resident of that State who: 

 
(i) is a national of that State; or 
 
(ii) did not become a resident of that State solely for the purpose  of  

rendering  the services. 
 

2. a) Any pension paid by, or out of funds created by, a Contracting State or a 
political subdivision or  a local authority thereof to an individual in respect  of 
services rendered to that State or subdivision or authority shall be taxable only 
in that State. 

 
b) However, such pension shall be taxable only in the other Contracting State if 

the individual is a resident of, and a national of, that State. 
 
 3. The provisions of paragraph 1 of this Article shall likewise apply in respect of remuneration 
paid to the Austrian Foreign Trade Commissioner for Mexico and to the members of the staff of the 
Austrian Foreign Trade Commissioner for Mexico. 
 
 4. The provisions of Articles 14, 15, 16 and 17 shall apply to salaries, wages and other similar 
remuneration and pensions in respect of services rendered in connection with a business carried on 
by a Contracting State or a political subdivision or a local authority thereof. 

 
 

Article 19 
 

STUDENTS 
 
 
 Payments which a student or business apprentice who is or was immediately before visiting a 
Contracting State a resident of the other Contracting State and who is present in the first-mentioned 
State solely for the purpose of his education or training receives for the purpose of his maintenance, 
education or training shall not be taxed in that State, provided that such payments arise from sources 
outside that State. 
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Article 20 
 

OTHER INCOME 
 

 1. Items of income derived by a resident of a Contracting State not expressly mentioned in the 
foregoing Articles shall only be taxable in that Contracting State. 
 
 2. The provisions of paragraph 1 shall not apply to income, other than income from immovable 
property as defined in paragraph 2 of Article 6, if the recipient of such income, being a resident of a 
Contracting State, carries on business in the other Contracting State through a permanent 
establishment situated therein, and the right or property in respect of which the income is paid is 
effectively connected with such permanent establishment. In such case the provisions of Article 7 shall 
apply. 
 
 3. Notwithstanding the provisions of paragraph 1, income derived by a resident of a Contracting 
State not expressly mentioned in the foregoing Articles and arising in the other Contracting State, may 
also be taxable in that other Contracting State according to the domestic legislation of such 
Contracting State. 

 
 

Article 21 
 

CAPITAL 
 
 

 1. Capital represented by immovable property referred to in Article 6, owned by a 
resident of a Contracting State and situated in the other Contracting State, may be taxed in that other 
State. 
 

 2.  Capital represented by movable property forming part of the business property of 
a permanent establishment which an enterprise of a Contracting State has in the other Contracting 
State may be taxed in that other State. 
 

 3. Capital represented by ships and aircraft operated by a resident of a Contracting 
State in international traffic, and by movable property pertaining to the operation of such ships and 
aircraft, shall be taxable only in that Contracting State. 
 

 4.  All other elements of capital of a resident of a Contracting State shall be taxable 
only in that State. 

 
 

Article 22 
 

ELIMINATION OF DOUBLE TAXATION 
 
 
 1. In accordance with the provisions and subject to the limitations of the laws of Mexico, as may 
be amended from time to time without changing the general principles hereof, Mexico shall allow its 
residents as a credit against the Mexican tax: 
 

a) the Austrian tax paid on income arising in Austria, in an amount not exceeding the 
tax payable in Mexico on such income; and  
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b) in the case of a company owning at least 10 per cent of the capital of a company 
which is a resident of Austria and from which the first-mentioned company receives 
dividends, the Austrian tax paid by the distributing company with respect to the 
profits out of which the dividends are paid.  

 
 2. In the case of Austria, double taxation shall be avoided as follows: 
 

a) Where a resident of Austria derives income which, in accordance with the 
provisions of this Convention may be taxed in Mexico, Austria shall, subject to the 
provisions of subparagraphs b) and c), exempt such income from tax. 

 
b) Where a resident of Austria derives items of income which, in accordance with the 

provisions of paragraphs 2 of Articles 10, 11 and 12, paragraphs 2 and 3 of Article 
13 and paragraph 3 of Article 20 may be taxed in Mexico, Austria shall allow as a 
deduction from the tax on the income of that resident an amount equal to the 
Mexican tax. Such deduction shall not, however, exceed that part of the tax, as 
computed before the deduction is given which is attributable to such items of 
income derived from that other State. 

 
c) Where in accordance with any provision of the Convention income derived by a 

resident of Austria is exempt from Austrian tax, Austria may nevertheless, in 
calculating the amount of tax on the remaining income of such resident, take into 
account the exempted income. 

 
 3. For the purpose of this Convention the Mexican assets tax mentioned in paragraph 3 of 
Article 2 shall be considered as income tax. 
 
 4. Income derived by a resident of a Contracting State which is considered by that State to be 
taxable under this Convention in the other State may nevertheless be taxed in the first-mentioned 
State if, after the conduct of a mutual agreement procedure, the other Contracting State exempts that 
income from tax by virtue of this Convention. 
 

 
Article 23 

 
NON-DISCRIMINATION 

 
 

 1. Nationals of a Contracting State shall not be subjected in the other Contracting State to any 
taxation or any requirement connected therewith, which is other or  more burdensome than the 
taxation and connected requirements to which nationals of that other State in the same 
circumstances, in  particular with respect to residence, are or may be subjected. This provision shall, 
notwithstanding the provisions of Article 1, also apply to persons who are not residents of one or both 
of the Contracting States. 
 
 2. The taxation on a permanent establishment which an enterprise of a Contracting State has in 
the other Contracting State shall not be less favourably levied in that other State than the taxation 
levied on enterprises of that other State carrying on the same activities. This provision shall not be 
construed as obliging a Contracting State to grant to residents of the other Contracting State any 
personal allowances, reliefs and reductions for taxation purposes on account of civil status or family 
responsibilities which it grants to its own residents.  
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3. Except where the provisions of paragraph 1 of Article 9, paragraph 7 of Article 11, or 
paragraph 6 of Article 12, apply, interest, royalties and other disbursements paid by an enterprise of a 
Contracting State to a resident of the other Contracting State shall, for the purpose of determining the 
taxable profits of such enterprise, be deductible under the same conditions as if they had been paid to 
a resident of the first-mentioned State. Similarly, any debts of an enterprise of a Contracting State to a 
resident of the other Contracting State shall, for the purpose of determining the taxable capital of such 
enterprise, be deductible under the same conditions as if they had been contracted to a resident of the 
first-mentioned State. 
 
 4. Enterprises of a Contracting State, the capital of which is wholly or partly owned or 
controlled, directly or indirectly, by one or more residents of the other Contracting State, shall not be 
subjected in the first-mentioned State to any taxation or any requirement connected therewith which is 
other or more burdensome than the taxation and connected requirements to which other similar 
enterprises of the first-mentioned State are or may be subjected. 
 
 5. The provisions of this Article shall, notwithstanding the provisions of Article 2, apply to taxes 
of every kind and description. 

 
 

Article 24 
 

MUTUAL AGREEMENT PROCEDURE 
 
 
 1. Where a person considers that the actions of one or both of the Contracting States result or 
will result for him in taxation not in accordance with the provisions of this Convention, he may, 
irrespective of the remedies provided by the domestic law of those States, present his case to the 
competent authority of the Contracting State of which he is a resident or, if his case comes under 
paragraph 1 of Article 23, to that of the Contracting State of which he is a national.  
 
 2. The competent authority shall endeavour, if the objection appears to it to be justified and if it 
is not itself able to arrive at a satisfactory solution, to resolve the case by mutual agreement with the 
competent authority of the other Contracting State, with a view to the avoidance of taxation which is 
not in accordance with the Convention, provided that the competent authority of the other Contracting 
State is notified of the case within  four and a half years from the due date or the date of filing  the 
return in that other State, whichever is later. In such case, any agreement reached shall be 
implemented within ten years from the due date or the date of filing of the return in that other State, 
whichever is later, or a longer period if permitted under the domestic law of that other State. 
 
 3. The competent authorities of the Contracting States shall endeavour to resolve by mutual 
agreement any difficulties or doubts arising as to the interpretation or application of the Convention. 
 
 4. The competent authorities of the Contracting States may communicate with each other 
directly for the purpose of reaching an agreement in the sense of the preceding paragraphs.  When it 
seems advisable in order to reach agreement to have an oral exchange of opinions, such exchange 
may take place through a Commission consisting of representatives of the competent authorities of 
the Contracting States.  
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Article 25 
 

EXCHANGE OF INFORMATION 
 
 

 1. The competent authorities of the Contracting States shall exchange such information as is 
necessary for carrying out the provisions of this Convention or of the domestic laws concerning taxes 
of every kind and description imposed on behalf of a Contracting State insofar as the taxation 
thereunder is not contrary to the Convention. The exchange of information is not restricted by Articles 
1 and 2. Any information received by a Contracting State shall be treated as secret in the same 
manner as information obtained under the domestic laws of that State and shall be disclosed only to 
persons or authorities (including courts and administrative bodies) involved in the assessment or 
collection of, the enforcement or prosecution in respect of or the determination of appeals in relation 
to, the taxes covered by the Convention. Such persons or authorities shall use the information only for 
such purposes. They may disclose the information in public court proceedings or in judicial decisions. 
 
 2. In no case shall the provisions of paragraph 1 be construed so as to impose on a Contracting 
State the obligation to: 
 

a) carry out administrative measures at variance with the laws and administrative 
practice of that or of the other Contracting State; 

 
b) supply information which is not obtainable under the laws or in the normal course of 

the administration of that or of the other Contracting State; 
 
c) supply information which would disclose any trade, business, industrial, commercial 

or professional secret or trade process, or information, the disclosure of which 
would be contrary to public policy (ordre public). 

 
 

Article 26 
 

MEMBERS OF DIPLOMATIC MISSIONS AND CONSULAR POSTS 
 

 
  Nothing in this Convention shall affect the fiscal privileges of members of diplomatic missions 
or consular posts under the general rules of international law or under the provisions of special 
agreements. 
 
 

Article 27 
 

ASSISTANCE ON TAX COLLECTION 
 
 

 1. The Contracting States undertake to lend each other support and assistance in the collection 
of taxes to the extent necessary to ensure that relief granted by the present Convention from taxation 
imposed by a Contracting State does not inure to the benefit of persons not entitled thereto, provided 
that: 
 

a) the requesting State must produce a copy of a document certified by its competent 
authority specifying that sums referred to for the collection of which it is requesting the 
intervention of the other State, are finally due and enforceable; 
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b) a document produced in accordance with the provisions of this Article shall be rendered 
enforceable in accordance with the laws of the requested State; 

c) the requested State shall effect recovery in accordance with the rules governing the 
recovery of similar tax debts of its own; however, tax debts to be recovered shall not be 
regarded as privileged debts in the requested State. In the Republic of Austria, judicial 
execution shall be requested by the Finanzprokuratur or by the finance office delegated 
to act on its behalf; and 

d) appeals concerning the existence or amount of the debt shall lie only to the competent 
tribunal of the requesting State. 

 
2 The provisions of this paragraph shall not impose upon either Contracting State the 

obligation to carry out administrative measures different from those used in the collection of its own 
tax, or which would be contrary to its sovereignty, security, public policy or its essential interests. 
 
 

Article 28 
 

ENTRY INTO FORCE 
 
 

 1. The Contracting States shall notify each other in writing, through diplomatic channels that the 
procedures required by its national legislation for the entry into force of this Convention. The 
Convention shall enter into force on the first day of the third month next following the date of receipt of 
the last notification.  

 
 2. The Convention shall have effect, on or after the first day of the calendar year next following 
the date on which the Convention enters into force. 
 

 
Article 29 

 
TERMINATION 

 
 
 1. This Convention shall remain in force indefinitely, unless one of the Contracting States 
notifies its intention to terminate it, in writing, through diplomatic channels, at least six months before 
the end of any calendar year beginning after the expiration of a period of five years from the date of its 
entry into force 
 
 2. The Convention shall cease to have effect on or after the first day of the calendar year next 
following the date on which the notice is given. 
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  IN WITNESS WHEREOF the undersigned, duly authorised thereto by their respective 
Governments, have signed this Convention. 
 
 
  Signed at Mexico City on the 13th day of April, of the year two thousend and four in two 
original copies, in the German, Spanish and English languages, being all texts equally authentic. In 
case of divergence in the interpretation of this Protocol, the English text shall prevail. 
 
 
 

For the 
Republic of Austria 

 

For the  
United Mexican States 

  
 Botschafter Dr. Rudolf Lennkh  José Francisco Gil Díaz 
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PROTOCOL 

 
 
At the moment of signing the Convention between the Republic of Austria and the United Mexican 
States for the Avoidance of Double taxation and the Prevention of Fiscal Evasion with respect to 
Taxes on Income and on Capital, the undersigned have agreed upon the following provisions which 
shall be an integral part of the Convention. 
 
 
 1. With reference to the interpretation of the Convention. 
 
 It is understood that provisions of the Convention which are drafted according to the 
corresponding provisions of the Model Tax Convention on Income and on Capital of the Organisation 
for Economic Co-operation and Development (OECD) shall generally be expected to have the same 
meaning as expressed in the OECD Commentary thereon. The understanding in the preceding 
sentence will not apply with respect to the following: 

a) any reservations or observations to the OECD-Model or its Commentary by either 
Contracting State; 

b) any contrary interpretations in this Protocol; 
c) any contrary interpretation in a published explanation by one of the Contracting States 

that has been provided to the competent authority of the other Contracting State prior to 
the entry into force of the Convention; and 

d) any contrary interpretation agreed upon by the competent authorities after the entry into 
force of the Convention. 

The Commentary - as it may be revised from time to time - constitutes a means of interpretation in the 
sense of the Vienna Convention of 23 May 1969 on the Law of Treaties. 
 
 
 2. With reference to the anti-abuse concept of the Convention. 
 

Special provisions of the Convention designed to curb abusive international transactions and to 
exclude them from treaty benefits are not to be understood as preventing a Contracting State from 
applying a substance over form evaluation of facts or its internal legislation designed to counteract tax 
avoidance and evasion in other cases not particularly covered by a specific anti-abuse clause of the 
treaty. 
 
The Contracting States may deny the benefits of this Convention when transactions have been 
entered into with the purpose of abusing the provisions contained in it. 
 
 
 3. With reference to Article 2 
  
 It is understood that any net wealth tax imposed by any Contracting State after the date of 
signature of the Convention shall be covered by that Convention. 
 
 
 4. With reference to Article 4. 
 
 The term "resident" also includes a Contracting State or a political subdivision or local authority 
thereof. 
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 5. With reference to paragraph 1 of Article 4 
 

It is understood that in the case of income derived or paid by a partnership, estate, or trust, the 
term "resident of a Contracting State" applies only to the extent that the income derived by such 
partnership, estate, or trust is subject to tax in that State as the income of a resident, either in its 
hands or in the hands of its partners, beneficiaries or grantor. 
 
 
 6. With reference to paragraph 3 of Article 5  
 

The time limits of this paragraph shall not be circumvented through artificial arrangements 
between associated enterprises. Where such a situation occurs the time periods of activities carried 
on by an enterprise associated with another enterprise within the meaning of Article 9 shall be 
aggregated with the period during which activities are carried on by the enterprise if the activities 
between the associated enterprises are connected. In this case when the time limit exceeds the six 
months period mentioned in paragraph 3 of Article 5, a permanent establishment shall be considered 
to exist for each associated enterprise. 
 
 
 7. With reference to subparagraph e) of paragraph 4 of Article 5 
 

It is understood that this subparagraph includes the maintenance of a fixed place of business 
solely for the purpose of advertising, supplying information, scientific research or for preparatory work 
in relation to the placement of loans, or for similar activities which have a preparatory or auxiliary 
character, for the enterprise. 
 
 
 8. With reference to Article 7. 
 

a) With reference to paragraph 1 of Article 7, profits derived from the alienation of 
goods or merchandise of the same or similar kind as those sold by the permanent 
establishment may be regarded as attributable to that permanent establishment, if 
it is proved that the permanent establishment has been involved in any manner in 
that operation. 

 
b) In the determination of the profits of a building site or construction, assembly or 

installation project there shall be attributed to that permanent establishment in the 
Contracting State in which the permanent establishment is situated only the profits 
resulting from the activities of the permanent establishment as such. If machinery 
or equipment is delivered from the head office or another permanent establishment 
of the enterprise or a third person in connection with those activities or 
independently therefrom there shall not be attributed to the profits of the building 
site or construction, assembly or installation project the value of such deliveries. 

 
c) Income derived by a resident of a Contracting State from planning, project, 

construction or research activities, as well as income from technical services 
exercised in that State in connection with a permanent establishment situated in 
the other Contracting State, shall not be attributed to that permanent 
establishment. 
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 9. With reference to Article 8 
 

Residents of Austria, whose profits derived from Mexico may not be taxed by Mexico in 
accordance with the provisions of Article 8 of the Convention, may not be subject to the Mexican 
assets tax on the assets used to produce such profits. 
 
 
 10. With reference to Article 11 
 

In the case of abusive transactions, interest paid on back to back loans and thin capitalization will 
be taxed in accordance with the domestic law of the Contracting State in which the interest arises.  
 
 
 11. With reference to paragraphs 6 of Article 11 and 5 of Article 12 
 

It is understood that where a loan has been contracted by the head office of an enterprise of one 
of the States and only a part of such loans is attributed to a permanent establishment of that 
enterprise in the other Contracting State, or where a contract under which royalties are paid has been 
concluded by such head office and only a part of such contract is attributed to such permanent 
establishment, then such loan or such contract is for that part to be considered as an indebtedness or 
a contract connected with that permanent establishment. 
 
 
 12. With reference to Article 12. 
 

It is understood that the assets tax imposed by Mexico may be applied notwithstanding any other 
provisions of the Convention also in the case of rentals of machinery and similar equipment used by 
any person liable to the assets tax in Mexico. In such a case Mexico shall grant a credit against the 
assets tax on such assets by an amount equal to the income tax that would have been imposed on 
the royalties paid for the furnishing of those assets, applying the rate of tax provided in its national 
legislation as if this Convention is not applicable. 
 
 
 13. With reference to paragraph 3 of Article 12. 
 
 1. It is agreed that payments received as a consideration for  

a) the reception of, or the right to receive, visual images or sounds, or both, for the purpose of 
transmission by: 

(i) satellite; or 
(ii) cable, optic fibre or similar technology; or 

b) the use of, or the right to use, in connection with television or radio broadcasting, visual 
images or sounds, or both, for the purpose of transmission to the public by: 

(i) satellite; or 
(ii) cable, optic fibre or similar technology 

may be taxed in the State in which they arise according to the rules laid down in Articles 12 and 22. 
 
 2. The term "royalties" also includes gains derived from the alienation of rights or property 
referred to in this paragraph which are contingent on the productivity, use, or disposition thereof. 
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 14. With reference to Article 22 
  

It is understood that the assets tax levied in accordance with the provisions of point 12 of the 
Protocol is considered to be comprised by the term "Mexican tax" in the sense of subparagraph b) of 
paragraph 2 of Article 22. 
 
 
 15. With respect to Article 24 
 

Notwithstanding any other treaty, agreement or convention to which the Contracting States are 
parties, any tax issue between the Contracting States, including a dispute whether this Convention 
applies, shall be settled only under this Article unless the competent authorities agree otherwise. 
 
 
 16. With respect to Article 25 
 

The carrying out of provisions of the domestic laws of the Contracting States concerning taxes 
includes penal investigations with regard to fiscal offences relating to taxes covered by this Article. It is 
understood that the term "penal investigations" applies to proceedings carried out by either judicial or 
administrative bodies.  
 
 
 
 
  IN WITNESS WHEREOF the undersigned, duly authorised thereto by their respective 
governments, have signed this Protocol. 
 
 
  Signed at Mexico City on the 13th day of April, of the year two thousend and four in two 
original copies, in the German, Spanish and English languages, being all texts equally authentic. In 
case of divergence in the interpretation of this Protocol, the English text shall prevail. 
 
 
 

For the 
Republic of Austria 

 

For the  
United Mexican States 

  
 Botschafter Dr. Rudolf Lennkh  José Francisco Gil Díaz 
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C O N V E N I O  

 
 

E N T R E  
 
 

LOS ESTADOS UNIDOS MEXICANOS 
 
 

Y LA REPÚBLICA DE AUSTRIA 
 

PARA EVITAR LA DOBLE IMPOSICION Y PREVENIR LA EVASION FISCAL 
 

 EN MATERIA DE IMPUESTOS SOBRE LA RENTA Y SOBRE EL PATRIMONIO 

 

 

 
 Los Estados Unidos Mexicanos y la República de Austria: 
 
DESEANDO concluir un Convenio para Evitar la Doble Imposición e Impedir la Evasión 
Fiscal en Materia de Impuestos sobre la Renta y sobre el Patrimonio, en lo sucesivo 
denominado el "Convenio";  
 
Han acordado lo siguiente: 
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Artículo 1 
 

ÁMBITO SUBJETIVO 
 
 El presente Convenio se aplica a las personas residentes de uno o de ambos 
Estados Contratantes. 
 
 

Artículo 2 
 

IMPUESTOS COMPRENDIDOS 
 

 1. El presente Convenio se aplica a los impuestos sobre la renta y sobre el 
patrimonio exigibles por cada uno de los Estados Contratantes, cualquiera que sea el 
sistema de su exacción. 
 
 2. Se consideran impuestos sobre la renta y sobre el patrimonio los que 
gravan la totalidad de la renta o del patrimonio, o cualquier parte de los mismos, incluidos 
los impuestos sobre las ganancias derivadas de la enajenación de bienes muebles e 
inmuebles, así como los impuestos sobre las plusvalías. 
 
 3. Los impuestos actuales a los que se aplica el presente Convenio son 
en particular: 
 

a) en México: 
 

(i) el impuesto sobre la renta (the income tax); 
 
(ii) el impuesto al activo (the assets tax) 
 

(en adelante denominados el "impuesto mexicano"); 
 
b) en Austria: 

 
(i) el impuesto sobre la renta (die Einkommensteuer); 
 
(ii) el impuesto a las sociedades (die Körperschaftsteuer);  
 

(en adelante denominados el "impuesto austriaco "). 
 

 
 4. El presente Convenio también se aplicará a los impuestos de naturaleza 
idéntica o sustancialmente análoga que se establezcan con posterioridad a la fecha de la 
firma del mismo y que se añadan a los actuales o les sustituyan. Las autoridades 
competentes de los Estados Contratantes se comunicarán mutuamente las 
modificaciones significativas que se hayan introducido en sus respectivas legislaciones 
fiscales. 
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Artículo 3 

 
DEFINICIONES GENERALES 

 
 

1. A los efectos del presente Convenio, a menos que de su contexto se 
infiera una interpretación diferente:  
 

a) el término "México" significa los Estados Unidos Mexicanos; empleado 
en un sentido geográfico, significa el territorio de los Estados Unidos 
Mexicanos; comprendiendo las partes integrantes de la Federación; las 
islas, incluyendo los arrecifes y los cayos en los mares adyacentes; las 
islas de Guadalupe y de Revillagigedo; la plataforma continental y el 
fondo marino y los zócalos submarinos de las islas, cayos y arrecifes; 
las aguas de los mares territoriales y las marítimas interiores y más allá 
de las mismas, las áreas sobre las cuales, de conformidad con el 
derecho internacional, México puede ejercer derechos soberanos de 
exploración y explotación de los recursos naturales del fondo marino, 
subsuelo y las aguas suprayacentes; y el espacio aéreo situado sobre el 
territorio nacional, con la extensión y modalidades que establezca el 
propio derecho internacional;  

 
b) el término "Austria" significa la República de Austria; 
 
c) los términos "un Estado Contratante" y "el otro Estado Contratante" significan 

México o Austria, según lo requiera el contexto; 
 
d) el término "persona" incluye a las personas físicas, a las sociedades y a 

cualquier otra agrupación de personas; 
 
e) el término "sociedad" significa cualquier persona jurídica o cualquier entidad 

que se considere como persona moral a efectos impositivos; 
 
f) los términos "empresa de un Estado Contratante" y "empresa del otro Estado 

Contratante" significan, respectivamente, una empresa explotada por un 
residente de un Estado Contratante y una empresa explotada por un residente 
del otro Estado Contratante; 

 
g) el término "tráfico internacional" significa todo transporte efectuado por un 

buque o aeronave explotado por una empresa que sea residente de un Estado 
Contratante, salvo cuando el buque o aeronave se explote solamente entre 
lugares situados en el otro Estado Contratante; 

 
h) el término "nacional" significa: 
 

(i) cualquier persona física que posea la nacionalidad de un Estado 
Contratante;  

 
(ii) cualquier persona jurídica, sociedad de personas y asociación cuyo 

carácter de tal derive de la legislación vigente en un Estado Contratante; 
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i) el término "autoridad competente" significa: 
 

(i) en México, la Secretaría de Hacienda y Crédito Público; 
 
(ii) en Austria, el Ministro Federal de Finanzas o su representante autorizado; 
 

j)  el término “empresa” aplica a la explotación de cualquier negocio; 
 

k)   el término “actividad” incluye a la prestación de servicios profesionales y a 
otras actividades de carácter independiente. 

 
 

2.     Para la aplicación del presente Convenio, en cualquier momento por un 
Estado Contratante, cualquier término no definido en el mismo tendrá, a menos que de su 
contexto se infiera una interpretación diferente, el significado que en ese momento le 
atribuya la legislación de este Estado para los efectos de los impuestos a los que se 
aplica el presente Convenio, prevaleciendo cualquier significado bajo la legislación fiscal 
aplicable de este Estado sobre el significado otorgado a dicho término de conformidad 
con otras leyes de este Estado.  
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Artículo 4 
 

RESIDENTE 
 

 1. A los efectos del presente Convenio, el término "residente de un Estado 
Contratante" significa toda persona que, en virtud de la legislación de este Estado, esté 
sujeta a imposición en él por razón de su domicilio, residencia, sede de dirección o 
cualquier otro criterio de naturaleza análoga. Sin embargo, este término no incluye a las 
personas que estén sujetas a imposición en este Estado exclusivamente por las rentas 
que obtengan de fuentes situadas en este Estado o por el patrimonio situado en el mismo. 
 
 2. Cuando en virtud de las disposiciones del párrafo 1 una persona física sea 
residente de ambos Estados Contratantes, su situación se resolverá de la siguiente 
manera:  
 

a) esta persona será considerada residente del Estado donde tenga una 
vivienda permanente a su disposición; si tuviera una vivienda permanente a 
su disposición en ambos Estados, se considerará residente del Estado con 
el que mantenga relaciones personales y económicas más estrechas 
(centro de intereses vitales);  
 

b) si no pudiera determinarse el Estado en el que dicha persona tiene el 
centro de sus intereses vitales, o si no tuviera una vivienda permanente a 
su disposición en ninguno de los Estados, se considerará residente del 
Estado donde viva habitualmente; 
 

c) si viviera habitualmente en ambos Estados o no lo hiciera en ninguno de 
ellos, se considerará residente del Estado del que sea nacional; 
 

d) en cualquier otro caso, las autoridades competentes de los Estados 
Contratantes resolverán el caso mediante un acuerdo amistoso. 

 
 3. Cuando en virtud de las disposiciones del párrafo 1 una persona distinta de 
una persona física sea residente de ambos Estados Contratantes, las autoridades 
competentes de los Estados Contratantes deberán resolver la cuestión de mutuo acuerdo 
y determinar el modo de aplicación del Convenio a dicha persona. A falta de dicho 
acuerdo, se considerará que esta persona queda fuera del ámbito del Convenio, salvo por 
lo que respecta al Artículo de “Intercambio de Información”.  
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Artículo 5 

 
ESTABLECIMIENTO PERMANENTE 

 
 
 1. A efectos del presente Convenio, el término "establecimiento permanente" 
significa un lugar fijo de negocios mediante el cual una empresa realiza toda o parte de su 
actividad.  
 
 2. El término "establecimiento permanente" incluye, en especial:  

 
a) una sede de dirección;  
b) una sucursal; 
c) una oficina; 
d) una fábrica; 
e) un taller; y  
f) una mina, un pozo de petróleo o de gas, una cantera o cualquier otro 
lugar de extracción de recursos naturales. 

 
3. El término “establecimiento permanente” también incluye:  
 

a) una obra, un proyecto de construcción, instalación o montaje, o las 
actividades de supervisión relacionadas con ellos, pero sólo cuando dicha 
obra, proyecto o actividades de supervisión tengan una duración superior a 
seis meses;  

 
b)  la prestación de servicios, incluyendo servicios de consultoría o 

administración, por parte de una persona física de un Estado Contratante o 
a través de sus empleados o personal, pero sólo cuando dichas actividades 
tengan en el otro Estado Contratante una duración superior a un periodo o 
periodos que excedan en conjunto seis meses dentro de un periodo de 
doce meses. 
 

 4. No obstante las disposiciones anteriores del presente Artículo, se 
considera que el término "establecimiento permanente" no incluye: 

 
a) la utilización de instalaciones con el único fin de almacenar, exhibir o 

entregar bienes o mercancías pertenecientes a la empresa; 
 

b) el mantenimiento de un depósito de bienes o mercancías pertenecientes a 
la empresa con el único fin de almacenarlas, exhibirlas o entregarlas; 
 

c) el mantenimiento de un depósito de bienes o mercancías pertenecientes a 
la empresa con el único fin de que sean transformadas por otra empresa; 
 

d) el mantenimiento de un lugar fijo de negocios con el único fin de comprar 
bienes o mercancías o de recopilar información para la empresa; 
 

e) el mantenimiento de un lugar fijo de negocios con el único fin de realizar 
para la empresa cualquier otra actividad de carácter auxiliar o preparatorio;  
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7 

 
f) el mantenimiento de un lugar fijo de negocios con el único fin del ejercicio 

combinado de las actividades mencionadas en los incisos a) al e), a 
condición de que el conjunto de la actividad del lugar fijo de negocios 
conserve su carácter auxiliar o preparatorio. 

 
 5. No obstante lo dispuesto en los párrafos 1 y 2, cuando una persona -
distinta de un agente que goce de un estatuto independiente, al cual se le aplica el párrafo 
7 - actúe en nombre de la empresa y ostente y ejerza habitualmente en un Estado 
Contratante poderes que la faculten para celebrar contratos en nombre de la empresa, se 
considerará que esta empresa tiene un establecimiento permanente en este Estado 
respecto de todas las actividades que esta persona realiza por cuenta de la empresa, a 
menos que las actividades de esta persona se limiten a las mencionadas en el párrafo 4 y 
que, de haber sido ejercidas por medio de un lugar fijo de negocios, no se hubiera 
considerado este lugar como un establecimiento permanente, de acuerdo con las 
disposiciones de ese párrafo.  
 
 6. No obstante las disposiciones anteriores del presente Artículo, se 
considera que una empresa aseguradora de un Estado Contratante tiene, salvo por lo que 
respecta a los reaseguros, un establecimiento permanente en el otro Estado Contratante 
si cobra primas en el territorio de ese otro Estado o si asegura contra riesgos situados en 
él por medio de una persona distinta de un agente que goce de un estatuto independiente, 
al cual se le aplica el párrafo 7. 
 
 7. No se considera que una empresa tiene un establecimiento permanente en 
un Estado Contratante por el mero hecho de que realice sus actividades empresariales en 
este Estado por medio de un corredor, un comisionista general, o cualquier otro agente 
que goce de un estatuto independiente, siempre que estas personas actúen dentro del 
marco ordinario de su actividad empresarial y que, en sus relaciones comerciales y 
financieras con la empresa, no estén unidas por condiciones aceptadas o impuestas que 
difieran de las que serían generalmente acordadas por agentes independientes. 
 
 8. El hecho de que una sociedad residente de un Estado Contratante controle 
o sea controlada por una sociedad residente del otro Estado Contratante, o que realice 
actividades empresariales en este otro Estado (ya sea por medio de establecimiento 
permanente o de otra manera), no convierte por sí solo a cualquiera de estas sociedades 
en establecimiento permanente de la otra. 
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Artículo 6 

 
RENTAS INMOBILIARIAS 

 
 1. Las rentas que un residente de un Estado Contratante obtenga de bienes 
inmuebles (incluidas las rentas de explotaciones agrícolas o silvícolas) situados en el otro 
Estado Contratante pueden someterse a imposición en este otro Estado.  
 
 2. El término "bienes inmuebles" tendrá el significado que le atribuya la 
legislación del Estado Contratante en que los bienes en cuestión estén situados. Dicho 
término comprende, en todo caso, los accesorios de bienes inmuebles, el ganado y 
equipo utilizado en las explotaciones agrícolas y silvícolas, los derechos a los que se 
apliquen las disposiciones de derecho privado relativas a la propiedad inmueble, el 
usufructo de bienes inmuebles y los derechos a percibir pagos variables o fijos por la 
explotación o la concesión de la explotación de yacimientos minerales, fuentes y otros 
recursos naturales; los buques, embarcaciones y aeronaves no se consideran bienes 
inmuebles. 
 
 3. Las disposiciones del párrafo 1 se aplican a las rentas derivadas del uso 
directo, del arrendamiento o aparcería, así como de cualquier otra forma de explotación 
de los bienes inmuebles.  
 
 4. Las disposiciones de los párrafos 1 y 3 se aplican igualmente a las rentas 
derivadas de los bienes inmuebles de una empresa y de los bienes inmuebles utilizados 
para la prestación de servicios personales independientes. 

 
 

Artículo 7 
 

BENEFICIOS EMPRESARIALES 
 
 1. Los beneficios de una empresa de un Estado Contratante solamente 
pueden someterse a imposición en este Estado, a no ser que la empresa realice o haya 
realizado actividades empresariales en el otro Estado Contratante por medio de un 
establecimiento permanente situado en él. Si la empresa realiza o ha realizado 
actividades empresariales de dicha manera, los beneficios de la empresa pueden 
someterse a imposición en el otro Estado, pero sólo en la medida en que puedan 
atribuirse a dicho establecimiento permanente. 
 
 2.  Sin perjuicio de lo previsto en el párrafo 3, cuando una empresa de un 
Estado Contratante realice o haya realizado actividades empresariales en el otro Estado 
Contratante por medio de un establecimiento permanente situado en él, en cada Estado 
Contratante se atribuirán a dicho establecimiento permanente los beneficios que éste 
hubiera podido obtener de ser una empresa distinta y separada que realizase las mismas 
o similares actividades, bajo las mismas o similares condiciones, y tratase con total 
independencia con la empresa de la que es establecimiento permanente.  
 
 3. Para la determinación de los beneficios del establecimiento permanente se 
permitirá la deducción de los gastos incurridos para la realización de los fines del 
establecimiento permanente, comprendidos los gastos de dirección y generales de 
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administración para los mismos fines, tanto si se efectúan en el Estado en que se 
encuentre el establecimiento permanente como en otra parte.  Sin embargo, no serán 
deducibles los pagos que efectúe, en su caso, (que no sean los hechos por concepto de 
reembolso de gastos efectivos) el establecimiento permanente a la oficina central de la 
empresa o alguna de sus otras sucursales, a título de regalías, honorarios o pagos 
análogos a cambio del derecho de utilizar patentes u otros derechos o a título de 
comisión, por servicios concretos prestados o por gestiones hechas o, salvo en el caso de 
un banco, a título de intereses sobre dinero prestado al establecimiento permanente.  
Asimismo, no se tendrán en cuenta, en la determinación de los beneficios del 
establecimiento permanente, las cantidades cobradas (que no sean por concepto de 
reembolso de gastos efectivos) por el establecimiento permanente a la oficina central de 
la empresa o alguna de sus otras sucursales, a título de regalías, honorarios o pagos 
análogos a cambio del derecho de utilizar patentes u otros derechos o a título de comisión 
por servicios concretos prestados o por gestiones hechas o, salvo en el caso de un 
banco, a título de intereses sobre el dinero prestado a la oficina central de la empresa o 
alguna de sus otras sucursales. 
 
 4. Mientras sea usual en un Estado Contratante determinar los beneficios 
imputables a un establecimiento permanente sobre la base de un reparto de los beneficios 
totales de la empresa entre sus diversas partes, nada de lo establecido en el párrafo 2 
impedirá que este Estado Contratante determine de esta manera los beneficios 
imponibles mediante dicho reparto mientras sea usual; sin embargo, el método de reparto 
adoptado habrá de ser tal que el resultado obtenido esté de acuerdo con los principios 
contenidos en este Artículo.  
 
 5. No se atribuirá ningún beneficio a un establecimiento permanente por el 
mero hecho de que éste compre bienes o mercancías para la empresa.  
 
 6. A los efectos de los párrafos anteriores, los beneficios imputables al 
establecimiento permanente se calcularán cada año por el mismo método, a no ser que 
existan motivos válidos y suficientes para proceder de otra forma. 
 
 7. Cuando los beneficios comprendan rentas reguladas separadamente en 
otros Artículos del presente Convenio, las disposiciones de aquellos Artículos no 
quedarán afectadas por las del presente Artículo.  
 
 8. El término “beneficios” utilizado en el presente Artículo incluye los 
beneficios obtenidos por cualquier socio de su participación en una sociedad y, en el caso 
de Austria, de su participación en una sociedad inactiva (Stille Gesellschaft) creada bajo 
la legislación Austriaca. 
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Artículo 8 

 
TRANSPORTE MARÍTIMO Y AÉREO 

 
 1. Los beneficios obtenidos por un residente de un Estado Contratante 
procedentes de la explotación de buques o aeronaves en tráfico internacional sólo pueden 
someterse a imposición en ese Estado Contratante.  
 
 2. Los beneficios a que se refiere el párrafo 1 no incluirán los beneficios que 
se obtengan de la prestación del servicio de hospedaje o transportación, distinto a la 
explotación de buques o aeronaves en tráfico internacional. 
 
 3. Las disposiciones del párrafo 1 se aplican también a los beneficios 
procedentes de la participación en un consorcio, empresa conjunta o en una agencia 
internacional de explotación. 
 
 

Artículo 9 
 

EMPRESAS ASOCIADAS 
 

 1. Cuando 
 
a) una empresa de un Estado Contratante participe directa o 

indirectamente en la dirección, el control o el capital de una empresa 
del otro Estado Contratante, o 

 
b) las mismas personas participen directa o indirectamente en la 

dirección, el control o el capital de una empresa de un Estado 
Contratante y de una empresa del otro Estado Contratante, 

 
y, en uno y otro caso, las dos empresas estén, en sus relaciones comerciales o 
financieras, unidas por condiciones aceptadas o impuestas que difieran de las que serían 
acordadas por empresas independientes, los beneficios que habrían sido obtenidos por 
una de las empresas, de no existir estas condiciones, y que de hecho no se han 
producido a causa de las mismas, podrán ser incluidos en los beneficios de esta empresa 
y sometidos a imposición en consecuencia. 
 
 2. Cuando un Estado Contratante incluya en los beneficios de una empresa 
de este Estado - y someta a imposición en consecuencia – los beneficios sobre los cuales 
una empresa del otro Estado Contratante ha sido sometida a imposición en este otro 
Estado Contratante y los beneficios así incluidos son beneficios que habrían sido 
realizados por la empresa del Estado mencionado en primer lugar si las condiciones 
convenidas entre las dos empresas hubieran sido las que se hubiesen convenido entre 
empresas independientes, este otro Estado procederá, de acuerdo con el párrafo 2 del 
Artículo 24, al ajuste correspondiente del monto del impuesto que haya percibido sobre 
esos beneficios si está de acuerdo con el ajuste hecho por el Estado Contratante 
mencionado en primer lugar. Para determinar este ajuste, se tendrán en cuenta las demás 
disposiciones del presente Convenio y de ser necesario las autoridades competentes de 
los Estados Contratantes se harán consultas recíprocas. 
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Artículo 10 

 
DIVIDENDOS 

 
 1. Los dividendos pagados por una sociedad residente de un Estado 
Contratante a un residente del otro Estado Contratante pueden someterse a imposición en 
ese otro Estado. 
 
2. Sin embargo, dichos dividendos pueden someterse también a imposición en el Estado 
Contratante en que resida la sociedad que paga los dividendos y según la legislación de 
ese Estado, pero si el beneficiario efectivo de los dividendos es un residente del otro 
Estado Contratante, el impuesto así exigido no podrá exceder del:  
 

a) 5 por ciento del importe bruto de los dividendos si el beneficiario 
efectivo es una sociedad que posea al menos el 10 por ciento de las 
acciones con derecho a voto de la sociedad que paga los dividendos; 

b) 10 por ciento del importe bruto de los dividendos en los demás casos. 
 
 
Las autoridades competentes de los Estados Contratantes establecerán, de mutuo 
acuerdo la forma de aplicación de estos limites. 
 
Este apartado no afecta a la imposición de la sociedad respecto de los beneficios con 
cargo a los que se pagan los dividendos. 
 
 3. El término "dividendos" en el sentido de este Artículo significa los 
rendimientos de las acciones o bonos de disfrute, de las partes de minas, de las partes de 
fundador u otros derechos, excepto los de crédito, que permitan participar en los 
beneficios, así como los rendimientos de otras participaciones sociales sujetas al mismo 
régimen fiscal que los rendimientos de las acciones por la legislación del Estado del que 
la sociedad que hace la distribución sea residente.  
 
 4. Las disposiciones de los apartados 1 y 2 no son aplicables si el beneficiario 
efectivo de los dividendos, residente de un Estado Contratante, realiza en el otro Estado 
Contratante, del que es residente la sociedad que paga los dividendos, una actividad 
empresarial a través de un establecimiento permanente situado allí, o presta en ese otro 
Estado unos servicios personales independientes por medio de un establecimiento 
permanente situado allí, y la participación que genera los dividendos está vinculada 
efectivamente a dicho establecimiento permanente. En tal caso, son aplicables las 
disposiciones del Artículo 7. 
 
 5. Cuando una sociedad residente de un Estado Contratante obtenga 
beneficios o rentas procedentes del otro Estado Contratante, ese otro Estado no podrá 
exigir ningún impuesto sobre los dividendos pagados por la sociedad, salvo en la medida 
en que esos dividendos se paguen a un residente de ese otro Estado o la participación 
que genera los dividendos esté vinculada efectivamente a un establecimiento permanente 
situado en ese otro Estado, ni someter los beneficios no distribuidos de la sociedad a un 
impuesto sobre los mismos, aunque los dividendos pagados o los beneficios no 
distribuidos consistan, total o parcialmente, en beneficios o rentas procedentes de ese 
otro Estado.  
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Artículo 11 

 
INTERESES 

 
 1. Los intereses procedentes de un Estado Contratante y pagados a un 
residente del otro Estado Contratante pueden someterse a imposición en este otro 
Estado. 
 
 2. Sin embargo, estos intereses pueden también someterse a imposición en 
el Estado Contratante del que procedan y de acuerdo con la legislación de este Estado, 
pero si el beneficiario efectivo de los intereses es residente del otro Estado Contratante, el 
impuesto así exigido no puede exceder del 10 por ciento del importe bruto de los 
intereses.   

 
 3. No obstante las disposiciones del párrafo 2, los intereses a que se refiere el 
párrafo 1 sólo pueden someterse a imposición en el Estado Contratante en que resida el 
beneficiario efectivo cuando: 

 
a) el beneficiario efectivo es un Estado Contratante, una subdivisión 

política, o una entidad local; 
b) los intereses son pagados por cualquiera de las personas 

mencionadas en el inciso a); 
c) el beneficiario efectivo es un fondo reconocido de pensiones o 

jubilaciones, siempre que sus rentas estén generalmente exentas de 
impuesto en este Estado;  

d) los intereses procedan de Austria y sean pagados respecto de un 
préstamo a plazo no menor de tres años, concedido, garantizado o 
asegurado, o un crédito a dicho plazo otorgado, garantizado o 
asegurado por el Banco Nacional de Comercio Exterior, S.N.C., 
Nacional Financiera S.N.C. o Banco Nacional de Obras y Servicios 
Públicos S.N.C.; o 

e) los intereses procedan de México y sean pagados respecto de un 
préstamo a plazo no menor de tres años, concedido, garantizado o 
asegurado, o un crédito a dicho plazo otorgado, garantizado o 
asegurado por la Österreichische Kontrollbank Aktiengesellschaft. 

 
 4. El término "intereses", empleado en el presente Artículo, significa los 
rendimientos de créditos de cualquier naturaleza, con o sin garantías hipotecarias o 
cláusula de participación en los beneficios del deudor y, especialmente, las rentas de 
fondos públicos y bonos u obligaciones, incluidas las primas y premios unidos a estos 
títulos, así como cualquier otra renta que se asimile a los rendimientos de las cantidades 
dadas en préstamo por la legislación fiscal del Estado Contratante de donde procedan las 
rentas. El término “intereses” no incluye a los rendimientos considerados como dividendos 
de acuerdo a las disposiciones del párrafo 3 del Artículo 10. Las penalizaciones por mora 
en el pago no se consideran como intereses a los efectos del presente Artículo. 
 
 5. Las disposiciones de los párrafos 1, 2 y 3 no se aplican si el beneficiario 
efectivo de los intereses, residente de un Estado Contratante, realiza en el otro Estado 
Contratante, del que proceden los intereses, actividades empresariales por medio de un 
establecimiento permanente situado en él, y el crédito que genera los intereses esté 
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vinculado efectivamente con dicho establecimiento permanente. En estos casos se 
aplicarán las disposiciones del Artículo 7. 
 
 6. Los intereses se consideran procedentes de un Estado Contratante 
cuando el deudor es el propio Estado, una subdivisión política, una entidad local o un 
residente de este Estado. Sin embargo, cuando el deudor de los intereses, sea o no 
residente de un Estado Contratante, tenga en un Estado Contratante un establecimiento 
permanente en relación con el cual se haya contraído la deuda que da origen al pago de 
los intereses y soporte la carga de los mismos, éstos se considerarán como procedentes 
del Estado donde esté situado el establecimiento permanente. 
 
 7. Cuando existe alguna relación especial entre el deudor y el beneficiario 
efectivo de los intereses o la que uno y otro mantengan con terceros y el importe de los 
intereses exceda, por cualquier motivo, del que hubieran convenido el deudor y el 
acreedor en ausencia de tales relaciones, las disposiciones de este Artículo se aplicarán 
solamente a este último importe. En este caso, la parte excedente del pago podrá 
someterse a imposición, de acuerdo con la legislación de cada Estado Contratante, 
teniendo en cuenta las demás disposiciones del presente Convenio. 
 
 8. Las disposiciones del presente Artículo no se aplican si el crédito respecto 
del cual se pagan los intereses, se acordó o asignó con el propósito principal de tomar 
ventaja del presente Artículo. En este caso, se aplican las disposiciones del derecho 
interno del Estado Contratante de donde proceden los intereses. Cuando un Estado 
Contratante pretenda aplicar este párrafo, su autoridad competente deberá, previamente, 
consultar con la autoridad competente del otro Estado Contratante. 
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Artículo 12 

 
REGALÍAS 

 
 

 1. Las regalías procedentes de un Estado Contratante y pagadas a un 
residente del otro Estado Contratante pueden someterse a imposición en este otro 
Estado.  
 
 2. Sin embargo, estas regalías pueden también someterse a imposición en el 
Estado del que procedan y de acuerdo con la legislación de este Estado, pero si el 
perceptor de las regalías es el beneficiario efectivo, el impuesto así exigido no puede 
exceder del 10 por ciento del importe bruto de las regalías. Las autoridades competentes 
de los Estados Contratantes deberán establecer, de mutuo consentimiento, el modo de 
aplicación de estas limitantes. 
 

3. El término "regalías" empleado en el presente Artículo significa las cantidades de 
cualquier clase recibidas por: 

 
a) el uso o la concesión de uso de un derecho de una patente, marca, diseño 

o modelo, plano, fórmula o procedimiento secreto, o 
  
b) el uso o la concesión de uso de un equipo industrial, comercial o científico, 

o  
 

c) el uso o la concesión de uso de información relativa a experiencias 
industriales, comerciales o científicas; y 

 
d) el uso o la concesión de uso de cualquier derecho de autor sobre una obra 

literaria, artística o científica, incluyendo obras cinematográficas. 
 
 4. Las disposiciones de los párrafos 1 y 2 no se aplican si el beneficiario 
efectivo de las regalías, residente de un Estado Contratante, realiza en el otro Estado 
Contratante, del que proceden las regalías, actividades empresariales por medio de un 
establecimiento permanente situado en él, y el derecho o propiedad respecto del cual se 
pagan las regalías esté vinculado efectivamente con dicho establecimiento permanente. 
En estos casos se aplican las disposiciones del Artículo 7. 
 
 5. Las regalías se consideran procedentes de un Estado Contratante cuando 
el deudor es el propio Estado, una subdivisión política, una entidad local o un residente de 
este Estado. Sin embargo, cuando quien paga las regalías, sea o no residente de un 
Estado Contratante, tenga en un Estado Contratante un establecimiento permanente en 
relación con el cual se haya contraído la deuda que da origen al pago de las regalías y 
que soporte la carga de las mismas, éstas se considerarán procedentes del Estado 
Contratante donde esté situado el establecimiento permanente. 
 
 6. Cuando, por razón de la relación especial existente entre el deudor y el 
beneficiario efectivo o de la que uno y otro mantengan con terceros, el importe de las 
regalías, habida cuenta del uso, derecho o información por los que se pagan, exceda, por 
cualquier razón, del que habrían convenido el deudor y el beneficiario efectivo en 
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ausencia de tales relaciones, las disposiciones de este Artículo se aplicarán solamente a 
este último importe. En este caso, la parte excedente del pago podrá someterse a 
imposición, de acuerdo con la legislación de cada Estado Contratante, teniendo en cuenta 
las demás disposiciones del presente Convenio. 
 
 7. Las disposiciones del presente Artículo no se aplican si los derechos por 
los que se pagan las regalías se acordaron o asignaron con el propósito principal de 
tomar ventaja del presente Artículo. En este caso se aplicarán las disposiciones del 
derecho interno del Estado Contratante de donde procedan las regalías. Cuando un 
Estado Contratante pretenda aplicar este párrafo, su autoridad competente deberá, 
previamente, consultar con la autoridad competente del otro Estado Contratante. 

 
 

Artículo 13 
 

GANANCIAS DE CAPITAL 
 

 1. Las ganancias que obtenga un residente de un Estado Contratante por la 
enajenación de bienes inmuebles, conforme se definen en el Artículo 6, situados en el otro 
Estado Contratante pueden someterse a imposición en este otro Estado.  
 
 2. Las ganancias derivadas de la enajenación de acciones u otros derechos 
sobre una sociedad cuyos activos estén principalmente constituidos, directa o 
indirectamente, por bienes inmuebles situados en un Estado Contratante o cualquier otro 
derecho relacionado con tales bienes inmuebles, pueden someterse a imposición en este 
Estado.  A los efectos del presente párrafo, no se tomarán en consideración los bienes 
inmuebles que una sociedad afecte a sus actividades industriales, comerciales o agrícolas 
o a la prestación de servicios personales independientes. 
 
 3. Las ganancias derivadas de la enajenación de acciones en el capital de 
una sociedad residente de uno de los Estados Contratantes, pueden someterse a 
imposición en este Estado. Sin embargo, el impuesto exigible no podrá exceder del 20% 
de las ganancias gravables.  
 
 4. Las ganancias derivadas de la enajenación de bienes muebles que formen 
parte del activo de un establecimiento permanente que una empresa de un Estado 
Contratante tenga en el otro Estado Contratante, comprendidas las ganancias derivadas 
de la enajenación de este establecimiento permanente (solo o con el conjunto de la 
empresa), pueden someterse a imposición en este otro Estado.  
 
 5. Las ganancias obtenidas por un residente de un Estado Contratante 
derivadas de la enajenación de buques o aeronaves explotados en tráfico internacional o 
de bienes muebles afectos a la explotación de dichos buques o aeronaves sólo pueden 
someterse a imposición en este Estado. 
 
 6. Las ganancias derivadas de la enajenación de cualquier otro bien distinto 
de los mencionados en el párrafo 2 del punto 13 del Protocolo ( En referencia con el 
párrafo 3 del Artículo 12) o en los párrafos anteriores del presente Artículo sólo pueden 
someterse a imposición en el Estado Contratante en que resida el enajenante.  
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Artículo 14 
 

SERVICIOS PERSONALES DEPENDIENTES 
 

 1. Sin perjuicio de lo dispuesto en los Artículos 15, 17 y 18, los sueldos, 
salarios y remuneraciones similares obtenidos por un residente de un Estado Contratante 
por razón de un empleo, sólo pueden someterse a imposición en este Estado, a no ser 
que el empleo se ejerza en el otro Estado Contratante. Si el empleo se ejerce así, las 
remuneraciones percibidas por este concepto pueden someterse a imposición en este 
otro Estado.  
 
 2. No obstante lo dispuesto en el párrafo 1, las remuneraciones obtenidas por 
un residente de un Estado Contratante por razón de un empleo ejercido en el otro Estado 
Contratante sólo pueden someterse a imposición en el Estado mencionado en primer 
lugar si: 
 

a) el perceptor permanece en el otro Estado por un periodo o periodos que no 
excedan en total 183 días en cualquier periodo de doce meses que 
comience o termine en el año fiscal considerado, y 
 

b) las remuneraciones se pagan por o en nombre de una persona empleadora 
que no es residente del otro Estado, y 

 
c) las remuneraciones no se soportan por un establecimiento permanente que 

la persona empleadora tiene en el otro Estado. 
 
 

 3. No obstante las disposiciones anteriores del presente Artículo, las 
remuneraciones obtenidas por razón de un empleo ejercido a bordo de un buque o 
aeronave explotado por un residente de un Estado Contratante en tráfico internacional 
pueden someterse a imposición en este Estado Contratante. 
 
 

Artículo 15 
 

HONORARIOS DE CONSEJEROS 
 

 Los honorarios de consejeros y otras retribuciones similares que un residente de 
un Estado Contratante obtenga como miembro de un Consejo de Administración y, en el 
caso de México, en su calidad de administrador o comisario, o como miembro de un 
consejo de vigilancia de una sociedad residente del otro Estado Contratante pueden 
someterse a imposición en este otro Estado.  
 
 

Artículo 16 
 

ARTISTAS Y DEPORTISTAS 
 

 
 1. No obstante lo dispuesto en los Artículos 7 y 14, las rentas que un 
residente de un Estado Contratante obtenga del ejercicio de su actividad personal en el 
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otro Estado Contratante, en calidad de artista, tal como un actor de teatro, cine, radio o 
televisión, o músico, o como deportista, pueden someterse a imposición en este otro 
Estado. Las rentas a que se refiere el presente párrafo incluyen las rentas que dicho 
residente obtenga de cualquier actividad personal ejercida en el otro Estado Contratante 
relacionada con su reputación como artista o deportista. 
 
 2. No obstante lo dispuesto en los Artículos 7 y 14, cuando las rentas 
derivadas de las actividades ejercidas por un artista o deportista personalmente y en 
calidad de tal se atribuyan, no al propio artista o deportista, sino a otra persona, estas 
rentas pueden someterse a imposición en el Estado Contratante en el que se realicen las 
actividades del artista o deportista. 
 
 3. No obstante lo dispuesto en los párrafos 1 y 2 del presente Artículo, las 
rentas que un residente de un Estado Contratante obtenga de sus actividades personales 
en su calidad de artista o deportista sólo pueden someterse a imposición en este Estado 
Contratante si dichas actividades se realizan en el otro Estado Contratante dentro del 
marco de un programa de intercambio cultural o deportivo aprobado por ambos Estados 
Contratantes. 
 
 

Artículo 17 
 

PENSIONES 
 
 

 Sin perjuicio de lo dispuesto en el párrafo 2 del Artículo 18, las pensiones y demás 
remuneraciones análogas pagadas a un residente de un Estado Contratante por razón de 
un empleo anterior, sólo pueden someterse a imposición en este Estado. 
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Artículo 18 

 
FUNCIONES PÚBLICAS 

 
 

 1. a) Los salarios, sueldos y otras remuneraciones análogas, excluidas las 
pensiones, pagadas por un Estado Contratante o una subdivisión política o 
entidad local del mismo, a una persona física por razón de servicios 
prestados a este Estado o subdivisión o entidad, sólo pueden someterse a 
imposición en este Estado. 

 
b) Sin embargo, dichos salarios, sueldos y otras remuneraciones sólo pueden 

someterse a imposición en el otro Estado Contratante si los servicios se 
prestan en este Estado y la persona física es un residente de este Estado 
que: 

 
i) posee la nacionalidad de este Estado; o 
 
ii) no ha adquirido la condición de residente de este Estado solamente 

con el propósito de prestar los servicios. 
 

 2. a) Cualquier pensión pagada por un Estado Contratante o una subdivisión 
política o entidad local del mismo, bien directamente o con cargo a fondos 
constituidos a una persona física por razón de servicios prestados a este 
Estado o subdivisión o entidad, sólo pueden someterse a imposición en 
este Estado. 

 
b) Sin embargo, dicha pensión sólo puede someterse a imposición en el otro 

Estado Contratante si la persona física es un residente y nacional de este 
Estado. 

 
 3. Lo dispuesto en el párrafo 1 del presente Artículo se aplica respecto a las 
remuneraciones pagadas al Comisionado Austriaco de Comercio Exterior para México y al 
personal del Comisionado Austriaco de Comercio Exterior para México. 
 
 4. Lo dispuesto en los Artículos 14, 15, 16 y 17, se aplica a los salarios, 
sueldos y otras remuneraciones análogas y pensiones pagadas por razón de servicios 
prestados dentro del marco de una actividad empresarial realizada por un Estado 
Contratante o una subdivisión política o entidad local del mismo. 

 
 

Artículo 19 
 

ESTUDIANTES 
 

 
 Las cantidades que reciba para cubrir sus gastos de mantenimiento, estudios o 
formación práctica un estudiante o una persona en prácticas que sea, o haya sido 
inmediatamente antes de llegar a un Estado Contratante residente del otro Estado 
Contratante y que se encuentre en el Estado mencionado en primer lugar con el único 
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propósito de proseguir sus estudios o formación práctica, estarán exentos de imposición 
en este Estado, siempre que dichos pagos provengan de fuentes situadas fuera de este 
Estado. 
 
 

Artículo 20 
 

OTRAS RENTAS 
 
 1. Las rentas obtenidas por un residente de un Estado Contratante, no 
mencionadas de forma expresa en los Artículos anteriores, sólo pueden someterse a 
imposición en este Estado Contratante. 
 
 2. Lo dispuesto en el párrafo 1 no se aplica a las rentas, excluidas las que se 
deriven de bienes definidos como inmuebles en el párrafo 2 del Artículo 6, cuando el 
perceptor de dichas rentas, residente de un Estado Contratante, realice en el otro Estado 
Contratante una actividad empresarial por medio de un establecimiento permanente 
situado en él, y el derecho o propiedad por los que se pagan las rentas esté vinculado 
efectivamente con dicho establecimiento permanente. En estos casos se aplican las 
disposiciones del Artículo 7. 
 
 3. No obstante lo dispuesto en el párrafo 1, las rentas de un residente de un 
Estado Contratante no mencionadas en los Artículos anteriores y que tengan su origen en 
el otro Estado Contratante, también pueden someterse a imposición en este otro Estado 
según lo establecido en la legislación interna de dicho Estado Contratante. 
 
 

Artículo 21 
 

PATRIMONIO 
 
 

 1. El patrimonio constituido por bienes inmuebles, según se definen en el 
Artículo 6, propiedad de un residente de un Estado Contratante y situados en el otro 
Estado Contratante, puede someterse a imposición en este otro Estado. 
 
 2. El patrimonio constituido por bienes muebles que formen parte del activo 
de un establecimiento permanente que una empresa de un Estado Contratante tenga en 
el otro Estado Contratante puede someterse a imposición en este otro Estado. 
 
 3. El patrimonio constituido por buques o aeronaves explotados en tráfico 
internacional por un residente de un Estado Contratante, así como por bienes muebles 
afectos a la explotación de tales buques o aeronaves, sólo puede someterse a imposición 
en este Estado Contratante.  
 
 4. Todos los demás elementos del patrimonio de un residente de un Estado 
Contratante sólo pueden someterse a imposición en este Estado. 
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Artículo 22 

 
ELIMINACIÓN DE LA DOBLE IMPOSICIÓN 

 
 1. Con arreglo a las disposiciones y sin perjuicio de las limitaciones de la 
legislación mexicana, conforme a las modificaciones ocasionales de esta legislación que 
no afecten sus principios generales, México permitirá a sus residentes acreditar contra el 
impuesto mexicano: 
 

a) el impuesto austriaco pagado sobre ingresos procedentes de Austria, 
en una cantidad que no exceda del impuesto exigible en México por el 
mismo ingreso; y 

 
b) en el caso de una sociedad propietaria de al menos el 10 por ciento del 

capital de una sociedad residente de Austria y de la cual la sociedad 
mencionada en primer lugar reciba los dividendos, el impuesto 
austriaco pagado por la sociedad que distribuye dichos dividendos, 
respecto de los beneficios con cargo a los cuales se pagan los 
dividendos. 

 
 2. En el caso de Austria, la doble imposición se evitará de la siguiente 
manera: 

 
a) Cuando un residente de Austria obtenga ingresos que, conforme a las 

disposiciones del presente Convenio, pueden someterse a imposición 
en México, Austria, sujeto a lo dispuesto en los incisos b) y c), exentará 
dichos ingresos de impuesto. 

 
b) Cuando un residente de Austria obtenga ingresos que, conforme a las 

disposiciones de los párrafos 2 de los Artículos 10, 11 y 12, párrafos 2 
y 3 del Artículo 13 y párrafo 3 del Artículo 20 puedan someterse a 
imposición en México, Austria permitirá una deducción del impuesto 
sobre las rentas de ese residente equivalente al monto del impuesto 
mexicano.  Sin embargo, dicha deducción no excederá la parte del 
impuesto, considerada antes de que la deducción sea otorgada, que 
sea atribuible a dichos ingresos obtenidos de este otro Estado. 

 
c) Cuando de conformidad con cualquier disposición del presente 

Convenio, las rentas obtenidas por un residente de Austria estén 
exentas del impuesto Austriaco, Austria, no obstante podrá, al calcular 
el monto del impuesto sobre las rentas restantes de dicho residente, 
tomar en consideración las rentas exentas. 

 
 3. A los efectos del presente Convenio, el impuesto al activo mexicano 
mencionado en el párrafo 3 del Artículo 2 se considerará como un impuesto sobre la 
renta. 
 
 4. El ingreso obtenido por un residente de un Estado Contratante que sea 
considerado por este Estado como gravable bajo el presente Convenio en el otro Estado, 
puede, no obstante, ser gravado en el Estado mencionado en primer lugar si, después de 
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una conducta de procedimiento amistoso, el otro Estado Contratante exenta ese ingreso 
de impuesto en virtud del presente Convenio. 
 
 

Artículo 23 
 

NO DISCRIMINACIÓN 
 

 
 1. Los nacionales de un Estado Contratante no serán sometidos en el otro 
Estado Contratante a ningún impuesto u obligación relativo al mismo, que no se exija o 
que sea más gravoso que aquél al que estén o puedan estar sometidos los nacionales de 
este otro Estado que se encuentren en las mismas condiciones, especialmente respecto a 
la residencia. No obstante lo dispuesto en el Artículo 1, esta disposición también se aplica 
a personas que no sean residentes de uno o ambos Estados Contratantes. 
 
 2. Los establecimientos permanentes que una empresa de un Estado 
Contratante tenga en el otro Estado Contratante no serán sometidos a imposición en ese 
otro Estado de manera menos favorable que las empresas de ese otro Estado que 
realicen las mismas actividades. Esta disposición no puede interpretarse en el sentido de 
obligar a un Estado Contratante a conceder a los residentes del otro Estado Contratante 
las deducciones personales, exoneraciones y reducciones impositivas que otorgue a sus 
propios residentes en consideración a su estado civil o cargas familiares.  
 
 3. A menos que se apliquen las disposiciones del párrafo 1 del Artículo 9, del 
párrafo 7 del Artículo 11 o del párrafo 6 del Artículo 12, los intereses, las regalías y demás 
gastos pagados por una empresa de un Estado Contratante a un residente del otro 
Estado Contratante, serán deducibles para determinar los beneficios sujetos a imposición 
de esta empresa, en las mismas condiciones que si hubieran sido pagados a un residente 
del Estado mencionado en primer lugar. 
 
  Igualmente, cualquier deuda de una empresa de un Estado Contractante 
contraída con un residente del otro Estado Contratante será deducible para la 
determinación del capital imponible de dicha empresa en las mismas condiciones que si 
hubiera sido contraída con un residente del Estado mencionado en primer lugar. 
 
 4. Las empresas de un Estado Contratante, cuyo capital esté total o 
parcialmente detentado o controlado, directa o indirectamente, por uno o varios residentes 
del otro Estado Contratante, no estarán sometidas en el Estado mencionado en primer 
lugar a ningún impuesto u obligación relativo al mismo que no se exija o que sea más 
gravoso que aquellos a los que estén o puedan estar sometidas otras empresas similares 
del Estado mencionado en primer lugar. 
 
 5. No obstante las disposiciones del Artículo 2, lo dispuesto en el presente 
Artículo se aplica a todos los impuestos, cualquiera que sea su naturaleza o 
denominación. 
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Artículo 24 

 
PROCEDIMIENTO AMISTOSO 

 
 1. Cuando una persona considere que las medidas adoptadas por uno o 
ambos Estados Contratantes implican o pueden implicar para ella una imposición que no 
esté conforme con las disposiciones del presente Convenio, con independencia de los 
recursos previstos por el derecho interno de estos Estados, podrá someter su caso a la 
autoridad competente del Estado Contratante del que es residente o, si fuera aplicable el 
párrafo 1 del Artículo 23, a la del Estado Contratante del que es nacional. 
 
 2. La autoridad competente, si la reclamación le parece fundada y si no puede 
por sí misma encontrar una solución satisfactoria, hará lo posible por resolver la cuestión 
mediante un acuerdo amistoso con la autoridad competente del otro Estado Contratante, 
a fin de evitar una imposición que no se ajuste al presente Convenio, siempre que la 
autoridad competente del otro Estado Contratante haya sido notificada del caso dentro de 
los cuatro años y medio siguientes a la fecha en que se presentó o debió haberse 
presentado la declaración en este otro Estado, lo que ocurra posteriormente.  En tal caso, 
cualquier acuerdo alcanzado se implementará dentro de los diez años contados a partir 
de la fecha en la que se presentó o debió haberse presentado la declaración en este otro 
Estado, lo que ocurra posteriormente, o en un período más largo cuando lo permita el 
derecho interno de este otro Estado. 
 
 3. Las autoridades competentes de los Estados Contratantes harán lo posible 
por  resolver las dificultades o disipar las dudas que plantee la interpretación o aplicación 
del presente Convenio mediante un acuerdo amistoso.  
 
 4. Las autoridades competentes de los Estados Contratantes pueden 
comunicarse directamente entre sí a fin de llegar a un acuerdo en el sentido de los 
párrafos anteriores. Cuando se considere conveniente tener un intercambio oral de 
opiniones para llegar a un acuerdo, dicho intercambio podrá tener lugar en el seno de una 
comisión compuesta por representantes de las autoridades competentes de los Estados 
Contratantes. 
 
 

Artículo 25 
 

INTERCAMBIO DE INFORMACIÓN 
 

 
 1. Las autoridades competentes de los Estados Contratantes intercambiarán 
la información necesaria para aplicar lo dispuesto en el presente Convenio, o en el 
derecho interno de los Estados Contratantes en relación a impuestos de cualquier 
naturaleza o denominación establecidos a nombre de un Estado Contratante, en la 
medida en que la imposición exigida por aquél no sea contraria al Convenio. El 
intercambio de información no está limitado por los Artículos 1 y 2.  Cualquier información 
recibida por un Estado Contratante será mantenida secreta, al igual que la información 
obtenida bajo las leyes internas de este Estado y sólo se comunicará a las personas o 
autoridades (incluidos los tribunales y órganos administrativos) encargados de la 
determinación o recaudación de los impuestos comprendidos en el presente Convenio, de 
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los procedimientos declarativos o ejecutivos relativos a estos impuestos o de la resolución 
de los recursos en relación con dichos impuestos. Dichas personas o autoridades sólo 
utilizarán estos informes para tales fines. Éstos podrán revelar la información en las 
audiencias públicas de los tribunales o en las sentencias judiciales. 
 
 2. En ningún caso las disposiciones del párrafo 1 podrán interpretarse en el 
sentido de obligar a un Estado Contratante a: 
 

a) adoptar medidas administrativas contrarias a la legislación o práctica 
administrativa de éste o del otro Estado Contratante; 

 
b) suministrar información que no se pueda obtener sobre la base de la 

legislación o del ejercicio de la práctica normal administrativa de éste o 
del otro Estado Contratante; 

 
c) suministrar información que revele cualquier secreto comercial, 

empresarial, industrial o profesional o un procedimiento comercial, o 
información cuya revelación sea contraria al orden público (ordre public). 

 
 

Artículo 26 
 

MIEMBROS DE MISIONES DIPLOMÁTICAS Y 
 OFICINAS CONSULARES 

 
 Las disposiciones del presente Convenio no afectan a los privilegios fiscales de los 
miembros de misiones diplomáticas u oficinas consulares, de acuerdo con los principios 
generales del Derecho Internacional o en virtud de acuerdos especiales. 
 
 

Artículo 27 
 

ASISTENCIA EN EL COBRO 
 

 1. Cada uno de los Estados Contratantes procurará apoyar y asistir al otro en la 
recaudación de los impuestos que hayan establecido en la medida que sea necesaria 
para asegurar que las exenciones o reducciones otorgadas por el presente Convenio no 
beneficien a personas que no tengan derecho a las mismas, de manera que:  
 

a) el Estado requirente proporcionará una copia certificada por su autoridad 
competente del documento en el que se especifique que las cantidades a 
recolectar, sobre las que se solicita la intervención del otro Estado, están 
vencidas y son exigibles; 

b) el documento proporcionado de conformidad con las disposiciones del 
presente Artículo deberá ser considerado como exigible de conformidad con la 
legislación del Estado requerido; 

c) el Estado requerido realizará la recaudación de conformidad con las normas 
que regulen el cobro de créditos fiscales similares a los suyos; sin embargo, 
los créditos fiscales a ser cobrados no se considerarán como deudas 
privilegiadas en el Estado requerido. En la República de Austria, la ejecución 
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judicial será solicitada por la Finanzprokuratur o por la oficina fiscal que actúe a 
su nombre; y 

d) las apelaciones relacionadas con la existencia o monto de los créditos se 
presentarán únicamente ante el tribunal o autoridad competente del Estado 
requirente. 

 
Las disposiciones del presente párrafo no imponen a los Estados Contratantes la 
obligación de adoptar medidas administrativas diferentes a aquellas utilizadas para la 
recaudación de sus propios impuestos, o que sean contrarias a su soberanía, seguridad, 
orden público o intereses esenciales. 
 
 

Artículo 28 
 

ENTRADA EN VIGOR 
 
 1. Los Estados Contratantes se notificarán por escrito, por la vía diplomática, 
el cumplimiento de los procedimientos requeridos por su legislación nacional para la 
entrada en vigor del presente Convenio. El Convenio entrará en vigor a partir del primer 
día del tercer mes siguiente a la fecha de recepción de la última notificación. 
 
 2. El presente Convenio surtirá efectos, a partir del primer día del año de 
calendario siguiente a la fecha en que el Convenio entre en vigor. 
 
 

Artículo 29 
 

DENUNCIA 
 

 1. El presente Convenio tendrá una vigencia indefinida, a menos que un 
Estado Contratante notifique, por escrito, a través de la vía diplomática, su decisión de 
darlo por terminado, con al menos seis meses antes de la terminación de cualquier año de 
calendario que inicie después de la expiración de un período de cinco años a partir de la 
entrada en vigor del Convenio. 
 
 2. El presente Convenio dejará de surtir efectos a partir del primer día del año 
de calendario siguiente a aquel en que se de la notificación 
 
 EN FE de lo cual, los suscritos, debidamente autorizados por sus respectivos 
Gobiernos, firman el presente Convenio. 
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 Firmado en la Ciudad de México el 13 de abril de dos mil cuatro, en dos 
ejemplares originales en idioma español, alemán e inglés, siendo todos los textos 
igualmente auténticos. En caso de cualquier divergencia en la interpretación del presente 
Protocolo, el texto en inglés prevalecerá.  
 
 

Por los  
Estados Unidos Mexicanos 

 
 

José Francisco Gil Díaz 
 

Por la  
República de Austria 

 
 

Botschafter Dr. Rudolf Lennkh 
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PROTOCOLO 
 

Al momento de proceder a la firma del Convenio entre los Estados Unidos 
Mexicanos y la República de Austria para Evitar la Doble Imposición e Impedir la Evasión 
Fiscal en Materia de Impuestos sobre la Renta y sobre el Patrimonio, los suscritos han 
convenido que las disposiciones siguientes formen parte integrante del Convenio. 

 
 1. En relación con la interpretación del presente Convenio  
 

Se entiende que las disposiciones del Convenio, las cuales son planeadas de 
acuerdo con las disposiciones correspondientes al Modelo de Convenio de Impuestos 
sobre la Renta y el Patrimonio de la Organización para la Cooperación y el Desarrollo 
Económicos (OCDE), generalmente deberán tener el mismo significado que ha sido 
expresado en los Comentarios de la OCDE al mismo. Lo expresado en este párrafo no se 
aplicará respecto de lo siguiente: 
 

a) cualquier reserva u observación al Modelo de la OCDE o sus 
Comentarios por cualquier Estado Contratante; 

 
b) cualquier interpretación contraria en el presente Protocolo; 
 
c) cualquier interpretación contraria en una explicación publicada por 

uno de los Estados Contratantes que haya sido proporcionada a la 
autoridad competente del otro Estado Contratante previa a la 
entrada en vigor del presente Convenio; y 

 
d) cualquier interpretación contraria acordada por las autoridades 

competentes después de la entrada en vigor del presente Convenio. 
 

El Comentario, que puede ser revisado de tiempo en tiempo, constituye un medio 
de interpretación en el sentido de la Convención de Viena del 23 de Mayo de 1969 sobre 
el Derecho de los Tratados. 
 
 2. En relación con el concepto anti-abuso del presente Convenio 
 

Las disposiciones especiales en el Convenio que han sido diseñadas para evitar el 
abuso de transacciones internacionales y excluirlas de los beneficios del tratado, no 
deben entenderse en el sentido de prevenir a un Estado Contratante de la aplicación de 
una substancial evaluación sobre hechos o de una legislación interna diseñada para 
contravenir la evasión y elusión fiscal, en casos distintos a los comprendidos en la 
cláusula anti-abuso del Convenio. 
 

Los Estados Contratantes pueden negar los beneficios del Convenio cuando las 
transacciones se hayan celebrado con el propósito de abusar de las disposiciones 
contenidas en el mismo. 
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 3. En relación con el Artículo 2 
 
 Se entenderá que cualquier impuesto sobre la riqueza de un Estado Contratante 
establecido después de la fecha de la firma del Convenio, podrá ser comprendido en 
dicho Convenio. 
 
 4. En relación con el  Artículo 4 
 
 El término "residente" también comprende un Estado Contratante, una de sus 
subdivisiones políticas o una de sus entidades locales. 
 
 5. En relación con el párrafo 1 del Artículo 4 
 
 Se entiende que en el caso de las rentas obtenidas o pagadas por una sociedad, 
sucesión o fideicomiso, el término “residente de un Estado Contratante” únicamente se 
aplica en la medida en que las rentas obtenidas por dicha sociedad, sucesión o 
fideicomiso sean sometidas a imposición en este Estado como rentas de un residente, ya 
sea en manos de estos o de sus asociados, beneficiarios o fiadores. 
 

6. En relación con el párrafo 3 del Artículo 5 
 
 Los límites de tiempo de este párrafo no serán evitados por medio de acuerdos 
artificiales entre empresas asociadas. Cuando ocurra esta situación, se sumará a los 
períodos de tiempo de las actividades realizadas por una empresa asociada con otra, de 
conformidad con lo dispuesto en el Artículo 9, el periodo durante el cual la empresa ha 
realizado actividades siempre que las actividades entre las empresas asociadas estén 
relacionadas. En este caso cuando el límite de tiempo sea mayor al período de 6 meses 
establecido en el párrafo 3 del Artículo 5, se considerará que existe un establecimiento 
permanente para cada empresa asociada.  
 
 7. En relación con el inciso e) del párrafo 4 del Artículo 5 
 
 Se entiende que este inciso incluye al mantenimiento de un lugar fijo de negocios 
con el único propósito de llevar a cabo publicidad, suministro de información, investigación 
científica o trabajo preparatorio en relación con la colocación de los préstamos, o 
actividades similares de carácter preparatorio o auxiliar, para la empresa.  
 
 8. En relación con el Artículo 7 
 

a) En lo que concierne al Artículo 7, párrafo 1, los beneficios procedentes de 
la enajenación de bienes o mercancías de tipo idéntico o similar a las 
vendidas por el establecimiento permanente pueden considerarse como 
atribuibles a este establecimiento permanente siempre que esté probado 
que el establecimiento permanente ha participado de cualquier forma en 
esta operación. 

 
b) A una obra de construcción, instalación o montaje sólo se le podrán atribuir 

en el Estado Contratante en que se encuentre el establecimiento 
permanente los  beneficios que sean resultado de tales actividades. Los 
beneficios obtenidos como consecuencia de suministros de mercancías de 
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la oficina central o de otro establecimiento permanente de la empresa o de 
una tercera persona, que estén relacionados con dichas actividades o sean 
realizados con independencia de las mismas, no serán atribuibles a la obra 
de construcción, instalación o montaje. 

 
c) Las rentas obtenidas como consecuencia de actividades de planificación, 

proyección, construcción o investigación y servicios técnicos realizados en 
un Estado Contratante por un residente del mismo y relacionadas con un 
establecimiento permanente mantenido en el otro Estado Contratante, no 
se atribuirán a dicho establecimiento. 
 

 9. En relación con el Artículo 8 
 
 Los residentes de Austria cuyos beneficios provenientes de México no puedan 
someterse a imposición por México, de conformidad con las disposiciones del Artículo 8 
del presente Convenio, no podrán someterse a imposición en el impuesto al activo 
mexicano, por los activos utilizados en la obtención de dichos beneficios. 
 
 10. En relación con el Artículo 11 
 
 En el caso de transacciones abusivas, los intereses pagados sobre créditos 
respaldados y capitalización delgada serán gravadas de conformidad con la legislación 
interna del Estado Contratante en el que se originen los intereses.  
 
 11. En relación con los párrafos 6 del Artículo 11 y 5 del Artículo 12 
 
Se entiende que cuando un préstamo ha sido contratado por la oficina central de una 
empresa de uno de los Estados y sólo una parte de dicho préstamo se atribuye a un 
establecimiento permanente de dicha empresa en el otro Estado Contratante, o cuando 
un contrato por el cual se pagan regalías, ha sido concluido por dicha oficina central y 
sólo una parte del contrato se atribuye a este establecimiento permanente, entonces dicho 
préstamo o contrato deberá ser considerado por esa parte como una deuda o un contrato 
relacionado con dicho establecimiento permanente. 
 
 12. En relación con el Artículo 12 
 
 Se entiende que el impuesto al activo establecido por México también puede ser 
aplicado, independientemente de cualquier otra disposición del presente Convenio, en el 
caso de la renta de maquinaria y equipo similar usado por cualquier persona que esté 
sujeta al impuesto al activo en México.  En dicho caso México otorgará un crédito contra 
el impuesto al activo en dichos activos por un monto igual al impuesto sobre la renta que 
les hubiera correspondido a las regalías pagadas por el otorgamiento de uso o goce de 
dichos activos, aplicando la tasa del impuesto prevista en su legislación nacional como si 
el presente Convenio no fuera aplicable. 
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 13. En relación con el párrafo 3 del Artículo 12 
 

1. Se acuerda que los pagos recibidos como contraprestación por 
 
a) la recepción o el derecho a recibir imágenes visuales o sonidos, o ambos, con 

el fin de transmitirlos por: 
 

b) satélite; o 
ii) cable, fibra óptica o tecnología similar; o 

 
b)  el uso o concesión de uso de imágenes visuales o sonidos, o ambos, con el fin 

de transmitirlos al público por televisión o radio a través de: 
 
i)    satélite; o 
iii) cable, fibra óptica o tecnología similar. 

 
pueden ser gravados en el Estado del que deriven de acuerdo con lo dispuesto en los 
Artículos 12 y 22. 
 

2. El término “regalías” incluye también a las ganancias derivadas de la 
enajenación de derechos o propiedad a los que se refiere este párrafo las cuales 
dependen de la productividad, uso o disposición de los mismos. 
 
 14. En relación con el Artículo 22 
 
 Se entiende que el impuesto al activo gravado de acuerdo con las disposiciones 
del punto 12 de este Protocolo será considerado como comprendido por el término 
“Impuesto Mexicano” en el sentido del inciso b) del párrafo 2 del Artículo 22. 
 
 15. En relación con el Artículo 24 
 
 No obstante lo dispuesto en cualquier otro tratado, acuerdo o convenio del que los 
Estados Contratantes sean parte, cualquier cuestión fiscal entre los Estados Contratantes, 
incluyendo a las relacionadas con la aplicación de este Convenio, deberá ser resuelta de 
conformidad con el presente Artículo a menos que las autoridades competentes acuerden 
algo distinto.  
 
 16. En relación con el Artículo 25 
 
 El cumplir con las disposiciones de la legislación interna de los Estados 
Contratantes relativas a los impuestos, incluye investigaciones penales referentes a 
ofensas penales relativas a los impuestos descritos por este Artículo.  Se entiende que el 
término “investigaciones penales” se aplica a los procedimientos llevados a cabo tanto por 
cuerpos judiciales como administrativos. 
 
 EN FE DE LO CUAL, los suscritos, debidamente autorizados al efecto por sus 
respectivos Gobiernos, firman el presente Protocolo. 
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 Firmado en la Ciudad de México el 13 de abril de dos mil cuatro, en dos 
ejemplares originales en idioma español, alemán e inglés, siendo todos los textos 
igualmente auténticos. En caso de cualquier divergencia en la interpretación del presente 
Protocolo, el texto en inglés prevalecerá.  
 
 

Por los  
Estados Unidos Mexicanos 

 
 

José Francisco Gil Díaz 
 

Por la  
República de Austria 

 
 

Botschafter Dr. Rudolf Lennkh 
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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2010 Ausgegeben am 12. Mai 2010 Teil III 

45. Protokoll zur Abänderung des Abkommens zwischen der Republik Österreich und den 
Vereinigten Mexikanischen Staaten zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerumgehung auf dem 
Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen samt Protokoll 

 (NR: GP XXIV RV 444 AB 502 S. 51. BR: AB 8256 S. 780.) 

45. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Der Abschluss des gegenständlichen Staatsvertrages wird gemäß Art. 50 Abs. 1 Z 1 B-VG 
genehmigt. 

Protokoll zur Abänderung des Abkommens zwischen der Republik Österreich und den 
Vereinigten Mexikanischen Staaten zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur 

Verhinderung der Steuerumgehung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen samt Protokoll 

 
[Protokoll in deutscher Sprache siehe Anlagen] 
[Protokoll in spanischer Sprache siehe Anlagen] 
[Protokoll in englischer Sprache siehe Anlagen] 

 
Die Mitteilungen gemäß Art. 3 des Protokolls wurden am 15. Februar bzw. 14. April 2010 

(eingelangt am 14. April 2010) abgegeben; das Protokoll tritt somit gemäß derselben Bestimmung am 
1. Juli 2010 in Kraft. 

Faymann 



PROTOKOLL 

 

ZWISCHEN 

 

DER REPUBLIK ÖSTERREICH 

 

UND 

 

DEN VEREINIGTEN MEXIKANISCHEN STAATEN 

 

ZUR ABÄNDERUNG DES AM 13. APRIL 2004 IN MEXIKO-STADT 

UNTERZEICHNETEN ABKOMMENS ZUR VERMEIDUNG DER 

DOPPELBESTEUERUNG UND ZUR VERHINDERUNG DER STEUERUMGEHUNG 

AUF DEM GEBIETE DER STEUERN VOM EINKOMMEN UND VOM VERMÖGEN 

SAMT PROTOKOLL 

 

 

 

 

 

 

Die Republik Österreich und die Vereinigten Mexikanischen Staaten von dem Wunsch 

geleitet, ein Protokoll zur Abänderung des am 13. April 2004 in Mexiko-Stadt 

unterzeichneten Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur 

Verhinderung der Steuerumgehung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 

vom Vermögen samt Protokoll1 (im Folgenden „Abkommen“ genannt) abzuschließen,  

 

Sind wie folgt übereingekommen: 

                                                      
1 Kundgemacht in BGBl. III Nr. 142/2004. 
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Artikel 1 

 

Artikel 25 des Abkommens wird durch folgende Bestimmung ersetzt: 

 

“Artikel 25  

Informationsaustausch 

 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die 

zur Durchführung dieses Abkommens oder zur Anwendung oder Durchsetzung des 

innerstaatlichen Rechts betreffend Steuern jeder Art und Bezeichnung, die für 

Rechnung der Vertragsstaaten oder ihrer Gebietskörperschaften erhoben werden, 

voraussichtlich erheblich sind, soweit die diesem Recht entsprechende Besteuerung 

nicht dem Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch Artikel 1 und 2 

nicht eingeschränkt.  

 

(2) Alle Informationen, die ein Vertragsstaat nach Absatz 1 erhalten hat, sind ebenso 

geheim zu halten wie die auf Grund des innerstaatlichen Rechts dieses Staates 

beschafften Informationen und dürfen nur den Personen oder Behörden (einschließlich 

der Gerichte und Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht werden, die mit der 

Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung, oder mit der 

Entscheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich der in Absatz 1 genannten Steuern oder 

mit der Aufsicht darüber befasst sind. Diese Personen oder Behörden dürfen die 

Informationen nur für diese Zwecke verwenden. Sie dürfen die Informationen in einem 

öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer Gerichtsentscheidung offen legen. 

Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen kann ein Vertragsstaat die erhaltenen 

Informationen für andere Zwecke verwenden, wenn solche Informationen nach dem 

Recht beider Staaten für solche andere Zwecke verwendet werden dürfen und die 

zuständige Behörde desjenigen Staates, der die Informationen erteilt hat, dieser 

anderen Verwendung zustimmt. 

 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als verpflichteten sie einen 

Vertragsstaat, 

 a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der 

Verwaltungspraxis dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 
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 b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen 

Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft werden 

können; 

 c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder 

Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren Erteilung 

dem Ordre public widerspräche. 

 

(4) Ersucht ein Vertragsstaat gemäß diesem Artikel um Informationen, so nutzt der 

andere Vertragsstaat die ihm zur Verfügung stehenden Möglichkeiten zur Beschaffung 

der erbetenen Informationen, selbst wenn dieser andere Staat diese Informationen für 

seine eigenen steuerlichen Zwecke nicht benötigt. Die im vorhergehenden Satz 

enthaltene Verpflichtung unterliegt den Beschränkungen nach Absatz 3, wobei diese 

jedoch nicht so auszulegen sind, dass ein Vertragsstaat die Erteilung von 

Informationen nur deshalb ablehnen kann, weil er kein innerstaatliches steuerliches 

Interesse an solchen Informationen hat.  

 

(5) Absatz 3 ist in keinem Fall so auszulegen, als könne ein Vertragsstaat die Erteilung 

von Informationen nur deshalb ablehnen, weil sich die Informationen bei einer Bank, 

einem sonstigen Kreditinstitut, einem Bevollmächtigten, Vertreter oder Treuhänder 

befinden oder weil sie sich auf das Eigentum an einer Person beziehen.“  

 

 

Artikel 2 

 

Absatz 16 des Protokolls des Abkommens betreffend Artikel 25 wird durch folgende 

Bestimmung ersetzt:  

 

„16. Zu Artikel 25: 

 

1. Die zuständige Behörde des ersuchenden Staates stellt der zuständigen Behörde 

des ersuchten Staates zur Darstellung der voraussichtlichen Erheblichkeit der 

Auskünfte die folgenden Informationen zur Verfügung, wenn diese ein 

Auskunftsersuchen gemäß dem Abkommen stellt: 

 a) die Bezeichnung der Person, der die Ermittlung oder Untersuchung gilt; 
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 b) eine Stellungnahme betreffend die gesuchten Auskünfte einschließlich der 

Art und der Form, in der der ersuchende Staat die Auskünfte vorzugsweise vom 

ersuchten Staat erhalten möchte; 

 c) den steuerlichen Zweck, für den um die Auskünfte ersucht wird; 

 d) die Gründe für die Annahme, dass die erbetenen Auskünfte dem ersuchten 

Staat vorliegen oder sich im Besitz oder in der Verfügungsmacht einer Person im 

Hoheitsbereich des ersuchten Staates befinden; 

 e) den Namen und die Anschrift von Personen, in deren Besitz sich die 

erbetenen Auskünfte vermutlich befinden; 

 f) eine Erklärung, dass der ersuchende Staat alle ihm in seinem eigenen Gebiet 

zur Verfügung stehenden Maßnahmen zur Einholung der Auskünfte ausgeschöpft hat, 

ausgenommen solche, die unverhältnismäßig große Schwierigkeiten mit sich bringen 

würden. 

 

2. Es besteht Einvernehmen darüber, dass die in Artikel 25 vorgesehene Amtshilfe 

nicht Maßnahmen einschließt, die lediglich der Beweisausforschung dienen (“fishing 

expeditions”). 

 

3. Es besteht Einvernehmen darüber, dass Artikel 25 Absatz 5 des Abkommens die 

Vertragsstaaten nicht dazu verpflichtet, Informationen im Sinne dieses Absatzes auf 

automatischer oder spontaner Basis auszutauschen. 

 

4. Es besteht Einvernehmen darüber, dass zur Auslegung des Artikels 25 – neben den 

oben angeführten Grundsätzen – auch die aus den Kommentaren der OECD 

abzuleitenden Anwendungsgrundsätze zu berücksichtigen sind.“ 

 

 

Artikel 3 

 

Die Vertragsstaaten teilen einander auf diplomatischem Weg mit, dass alle rechtlichen 

Voraussetzungen für das Inkrafttreten dieses Protokolls abgeschlossen sind. Das 

Protokoll tritt am ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der dem Zeitpunkt des 

Empfanges der späteren der oben genannten Mitteilungen folgt. Die Bestimmungen 

des Protokolls finden Anwendung auf alle Steuerzeiträume, die am oder nach dem 1. 

Jänner des Kalenderjahres beginnen, das dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 

Protokolls folgt. 
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ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig Bevollmächtigten der beiden 

Vertragsstaaten dieses Protokoll unterzeichnet.  

 

 

GESCHEHEN zu Wien am 18. September des Jahres zweitausendundneun in 

zweifacher Ausfertigung, jede in deutscher, spanischer und englischer Sprache, wobei 

jeder Text gleichermaßen authentisch ist. Bei Auslegungsunterschieden ist der 

englische Text maßgeblich.  

 

 

             Für die Republik  Für die Vereinigten Mexikanischen 

             Österreich: Staaten: 

 

 Andreas Schieder m.p. Alejandro Diaz y Perez Duarte m.p. 
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PROTOCOLO 

 

 

ENTRE 

 

LA REPÚBLICA DE AUSTRIA 

 

 

Y 

 

 

LOS ESTADOS UNIDOS MEXICANOS 

 

QUE MODIFICA EL CONVENIO PARA EVITAR LA DOBLE IMPOSICIÓN  

Y PREVENIR LA EVASIÓN FISCAL EN MATERIA DE IMPUESTOS 

SOBRE LA RENTA Y SOBRE EL PATRIMONIO, Y SU PROTOCOLO FIRMADOS EN 

LA CIUDAD DE MÉXICO, EL 13 DE ABRIL DE 2004 

 

 

 

 

La República de Austria y los Estados Unidos Mexicanos, deseando concluir un Protocolo 

que modifique el Convenio para Evitar la Doble Imposición y Prevenir la Evasión Fiscal en 

Materia de Impuestos sobre la Renta y sobre el Patrimonio, y su Protocolo, firmados en la 

Ciudad de México, el 13 de abril de 2004 (en lo sucesivo denominado “el Convenio"), 

 

Han acordado lo siguiente: 
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Artículo 1 

 

El Artículo 25 del Convenio deberá reemplazarse por el siguiente: 

 

“ARTÍCULO 25 

Intercambio de Información 

1. Las autoridades competentes de los Estados Contratantes intercambiarán la información 

que sea previsiblemente relevante para aplicar lo dispuesto en el presente Convenio, o para la 

administración o cumplimiento de la legislación interna relativa a los impuestos de cualquier 

clase y naturaleza exigidos por los Estados Contratantes, sus subdivisiones políticas o 

entidades locales, en la medida en que dicha imposición no sea contraria al Convenio. El 

intercambio de información no está limitado por los Artículos 1 y 2. 

 

2. Cualquier información recibida de conformidad con el párrafo 1 por un Estado Contratante, 

será mantenida secreta de igual forma que la información obtenida con base en la legislación 

interna de ese Estado y sólo se comunicará a las personas o autoridades (incluidos los 

tribunales y órganos administrativos) encargadas de la liquidación o recaudación de los 

impuestos señalados en el párrafo 1, de los procedimientos declarativos o ejecutivos relativos 

a estos impuestos o de la resolución de los recursos relativos a los mismos, o encargadas de 

verificar el cumplimiento de todo lo anterior. Estas personas o autoridades sólo utilizarán la 

información para estos fines. Podrán revelar la información en las audiencias públicas de los 

tribunales o en las sentencias judiciales. 

No obstante lo antes dispuesto, la información recibida por un Estado Contratante podrá 

utilizarse para otros fines cuando dicha información pueda ser utilizada de esa forma bajo las 

leyes de ambos Estados y la autoridad competente del Estado que proporciona la información 

autorice dicho uso. 

 

3. En ningún caso las disposiciones de los párrafos 1 y 2 pueden interpretarse en el sentido de 

obligar a un Estado Contratante: 

a) a adoptar medidas administrativas contrarias a su legislación y práctica administrativa, o a 

las del otro Estado Contratante; 

b)  a suministrar información que no se pueda obtener de conformidad con su legislación o en 

el ejercicio normal de su práctica administrativa, o de las del otro Estado Contratante; 
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c) a suministrar información que revele un secreto comercial, empresarial, industrial o 

profesional o un procedimiento comercial, o información cuya comunicación sea contraria al 

orden público (ordre public). 

 

4. Cuando la información sea solicitada por un Estado Contratante de conformidad con el 

presente Artículo, el otro Estado Contratante utilizará las medidas para recabar información 

de que disponga para obtener la información solicitada, aun cuando ese otro Estado pueda no 

necesitar dicha información para sus propios fines impositivos. La obligación precedente está 

sujeta a las limitaciones del párrafo 3, pero en ningún caso dichas limitaciones deberán 

interpretarse en el sentido de permitir a un Estado Contratante el negarse a otorgar la 

información únicamente porque dicha información no es necesaria para sus propios efectos 

impositivos. 

 

5. En ningún caso las disposiciones del párrafo 3 deberán interpretarse en el sentido de 

permitir a un Estado Contratante el negarse a otorgar la información únicamente porque la 

misma sea detentada por un banco, otra institución financiera, agente o por cualquier persona 

actuando en calidad representativa o fiduciaria, o porque se relaciona con participaciones en 

una persona.” 

 

 

Artículo 2 

 

El párrafo 16 del Protocolo del Convenio, en relación con el Artículo 25, deberá reemplazarse 

por el siguiente párrafo: 

 

“16. En relación con el Artículo 25: 

1. La autoridad competente del Estado requirente, al hacer una solicitud de información de 

conformidad con el Convenio, deberá proporcionar a la autoridad competente del Estado 

requerido la siguiente información, con el fin de demostrar la previsible relevancia de la 

información con respecto a la solicitud: 

a) la identidad de la persona bajo auditoria o investigación; 

b) una declaración sobre la información que se busca, incluyendo su naturaleza y la forma en 

que el Estado requirente desea recibir la información del Estado requerido; 

c) el propósito fiscal para el cual se busca la información; 
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d) bases para creer que la información requerida se encuentra en el Estado requerido o en 

posesión o control de una persona dentro de la jurisdicción del Estado requerido; 

e) el nombre y dirección de cualquier persona que se crea está en posesión de la información 

requerida; 

f) una declaración indicando que el Estado requirente ha agotado todos los medios disponibles 

en su propio territorio para obtener la información, con excepción de aquéllos que darían 

lugar a dificultades desproporcionadas. 

 

2. Se entiende que el intercambio de información comprendido en el Artículo 25 no incluye 

medidas que constituyan búsquedas indiscriminadas de información (“fishing expeditions”). 

 

3. Se entiende que el párrafo 5 del Artículo 25 no obliga a los Estados Contratantes a 

intercambiar información de manera espontánea o automática. 

 

4. Se entiende que - de manera adicional a los principios antes mencionados - para efectos de 

la interpretación del Artículo 25, deberán tomarse en cuenta también los principios de la 

OCDE.”  

 

Artículo 3 

 

Los Estados Contratantes se notificarán mutuamente a través de la vía diplomática el 

cumplimiento de todos los procedimientos legales para la entrada en vigor del presente 

Protocolo. El Protocolo entrará en vigor el primer día del tercer mes siguiente a la fecha de 

recepción de la última de las notificaciones antes referidas. Las disposiciones del presente 

Protocolo surtirán sus efectos en relación con ejercicios fiscales que inicien el, o a partir del, 1 

de enero del año calendario siguiente a aquél en el que entre en vigor el presente Protocolo. 

 
EN FE DE LO CUAL los plenipotenciarios de ambos Estados Contratantes, debidamente 
autorizados, firman el presente Protocolo. 
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Hecho en duplicado en Viena el  18 de septiembre de dos mil nueve en los idiomas alemán, 

español e inglés, siendo todos los textos igualmente auténticos. En caso de cualquier 

divergencia sobre la interpretación, el texto en inglés prevalecerá.  

 

 

 

 

                Por la                        Por los 

               República de Austria:                Estados Unidos Mexicanos: 

 

           Andreas Schieder m.p.                      Alejandro Diaz y Perez Duarte m.p. 
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PROTOCOL 

 

 

BETWEEN 

 

THE REPUBLIC OF AUSTRIA 

 

 

AND 

 

 

THE UNITED MEXICAN STATES 

 

AMENDING THE CONVENTION FOR THE AVOIDANCE OF DOUBLE TAXATION 

AND THE PREVENTION OF FISCAL EVASION WITH RESPECT TO TAXES ON 

INCOME AND ON CAPITAL, AND ITS PROTOCOL SIGNED AT MEXICO CITY ON 13 

APRIL 2004 

 

 

 

 

The Republic of Austria and the United Mexican States, desiring to conclude a Protocol 

amending the Convention for the Avoidance of Double Taxation and the Prevention of Fiscal 

Evasion with respect to taxes on income and on capital, and its Protocol signed at Mexico 

City on 13 April 2004 (hereinafter referred to as "the Convention"), 

 

Have agreed as follows: 
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Article 1 

 

Article 25 of the Convention shall be replaced by the following: 

 

“ARTICLE 25 

Exchange of Information 

1. The competent authorities of the Contracting States shall exchange such information as is 

foreseeably relevant for carrying out the provisions of this Convention or to the 

administration or enforcement of the domestic laws concerning taxes of every kind and 

description imposed on behalf of the Contracting States, or of their political subdivisions or 

local authorities, insofar as the taxation thereunder is not contrary to the Convention. The 

exchange of information is not restricted by Articles 1 and 2.  

 

2. Any information received under paragraph 1 by a Contracting State shall be treated as 

secret in the same manner as information obtained under the domestic laws of that State and 

shall be disclosed only to persons or authorities (including courts and administrative bodies) 

concerned with the assessment or collection of, the enforcement or prosecution in respect of, 

the determination of appeals in relation to the taxes referred to in paragraph 1, or the oversight 

of the above. Such persons or authorities shall use the information only for such purposes. 

They may disclose the information in public court proceedings or in judicial decisions. 

Notwithstanding the foregoing, information received by a Contracting State may be used for 

other purposes when such information may be used for such other purposes under the laws of 

both States and the competent authority of the supplying State authorises such use. 

 

3. In no case shall the provisions of paragraphs 1 and 2 be construed so as to impose on a 

Contracting State the obligation: 

a) to carry out administrative measures at variance with the laws and administrative practice 

of that or of the other Contracting State; 

b) to supply information which is not obtainable under the laws or in the normal course of the 

administration of that or of the other Contracting State; 

c) to supply information which would disclose any trade, business, industrial, commercial or 

professional secret or trade process, or information, the disclosure of which would be contrary 

to public policy (ordre public). 
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4. If information is requested by a Contracting State in accordance with this Article, the other 

Contracting State shall use its information gathering measures to obtain the requested 

information, even though that other State may not need such information for its own tax 

purposes. The obligation contained in the preceding sentence is subject to the limitations of 

paragraph 3 but in no case shall such limitations be construed to permit a Contracting State to 

decline to supply information solely because it has no domestic interest in such information. 

 

5. In no case shall the provisions of paragraph 3 be construed to permit a Contracting State to 

decline to supply information solely because the information is held by a bank, other financial 

institution, nominee or person acting in an agency or a fiduciary capacity or because it relates 

to ownership interests in a person.” 

 

Article 2 

 

Paragraph 16 of the Protocol of the Convention, with respect to Article 25, shall be replaced 

by the following paragraph:  

 

“16. With respect to Article 25: 

1. The competent authority of the applicant State shall provide the following information to 

the competent authority of the requested State when making a request for information under 

the Convention to demonstrate the foreseeable relevance of the information to the request: 

a) the identity of the person under examination or investigation; 

b) a statement of the information sought including its nature and the form in which the 

applicant State wishes to receive the information from the requested State; 

c) the tax purpose for which the information is sought; 

d) grounds for believing that the information requested is held in the requested State or is in 

the possession or control of a person within the jurisdiction of the requested State; 

e) the name and address of any person believed to be in possession of the requested 

information; 

f) a statement that the applicant State has pursued all means available in its own territory to 

obtain the information, except those that would give rise to disproportionate difficulties. 
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2. It is understood that the exchange of information provided in Article 25 does not include 

measures which constitute “fishing expeditions”. 

 

3. It is understood that paragraph 5 of Article 25 does not obligate the Contracting States to 

exchange information on a spontaneous or automatic basis. 

 

4. It is understood that – in addition to the above mentioned principles – for the interpretation 

of Article 25 the principles established in the OECD shall be considered as well.” 

 

Article 3 

 

The Contracting States shall notify each other through the diplomatic channels that all legal 

procedures for the entry into force of this Protocol have been completed. The Protocol shall 

enter into force on the first day of the third month next following the date of the receipt of the 

latter of the notifications referred to above. The provisions of this Protocol shall have effect 

with regard to taxable periods beginning on or after 1 January of the calendar year next 

following the year of the entry into force of this Protocol.  

 

IN WITNESS WHEREOF the plenipotentiaries of the two Contracting States, duly authorised 

thereto, have signed this Protocol. 

 

 

DONE in duplicate at Vienna on 18th September of two thousand and nine in the German, 

Spanish and English languages, all the texts being equally authentic. In case of any 

divergences on the interpretation, the English text shall prevail. 

 

 

 

   For the                       For the 

    Republic of Austria:                     United Mexican States: 

 

   Andreas Schieder m.p.       Alejandro Diaz y Perez Duarte m.p. 
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